Nummer 48

SNy
Amtsblatt =@
13.12.2006

Herausgeber: Landratsamt Erding, Alois-Schiel3l-Platz 2, 85435 Erding, Tel. 08122/58-0

www.landkreis-erding.de oder www.kreis-ed.de

Erscheint in der Regel wochentlich
Bezugspreis fur Abonnement jahrlich 20,00 Euro
Zu beziehen direkt beim Landratsamt Erding
amtsblatt@Ira-ed.de

Inhaltsverzeichnis
Sitzungen des Kreistags und seiner AUSSCNUSSE .......ccccuviiiiiiiiiie e 587
Bekanntmachungen anderer Behoérden und Dienststellen ..........ccccoovvvvviiiiiiiiiinieeeeeeeens 587
1= 011 0TSSP 632

(R LT o I o 111 (SRR 635


http://www.landkreis-erding.de/
http://www.kreis-ed.de/
mailto:amtsblatt@lra-ed.de

Ausgabe 48 Amtsblatt LANDRATSAMT @
13.12.2006 Seite 587 ERDING &

Sitzungen des Kreistags und seiner Ausschiisse

Sitzung des Kreistages am 18.12.2006

Am Montag, 18.12.2006 um 14:00 Uhr findet im Grof3en Sitzungssaal des Landratsam-
tes, Alois-Schiel3l-Platz 2, 85435 Erding eine Sitzung des Kreistages statt.

Tagesordnung:

Offentliche Sitzung

1. Wohnungsbau- und Grundsttickgesellschaft im Landkreis Erding
Bericht
2. Altenhilfeplan und 3. Fortschreibung des Pflegebedarfplans nach dem AGPflegeVG

3. Haushaltswesen
Haushaltsberatung 2007

4. Bekanntgaben und Anfragen

Bekanntmachungen anderer
Behorden und Dienststellen

Satzung

fur die offentliche Wasserversorgungseinrichtung des
Zweckverbandes zur Wasserversorgung Erding-Ost
(Wasserabgabesatzung - WAS)

Aufgrund von  Artikel 23 und Artikel 24 Absatz 1 Nr. 1 und 2 und Absatz 2 der Gemeindeordnung (GO)
erlandt der Zweckverband zur Wasserversorgung Erding-Ost folgende Satzung:

§1
Offentliche Einrichtung

(1) Der Zweckverband betreibt eine offentliche Einrichtung zur Wasserversorgung fur das Verbands-
gebiet das die gesamte Gemeinde Bockhorn, die folgenden Teile der Gemeinde Lengdorf:
Biberg, Graben, Grub, Holz, Kling, Krinning, Liedling, Matzbach, Niedergeislbach, Node-
ring, Nufdrain, Obergeislbach, Obernumberg, Schachtseeon, Schaftlding, Schlairdorf,
Schroding, Seeon, Unternumberg und die folgenden Teile der Stadt Dorfen: AuRRere Er-
dinger Stral3e 7 u. 8, Breitenloh, Eglafing, Eibach, Geiersberg, Geierseck, Granting, Grin,
Haus, Herrndd, Hinter6éd, Hundsmuthing, Jaibing, Jakobrettenbach, Kalling, Kalteneck,
Kalternbach, Kirnham, Kronséd, Langthal, Mannseich, Neuharting, Norlaching, Oberge-
bensbach, Rosentd, Scheideck, Schergenhub, Schmalhub, Schrallham, Staffing,
Taggrub, Taubenthal, Untergebensbach, Vilséd, Voldering, Weckerling, Wohlsag, Wdlling,
Aich, Anning, Brunau, Durneibach, Embach, Erb, Esterndorf, Gral3, Harbach, Hiene-
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ring, Homating, Landersdorf, Litzlbach , Niederham 16,19-24, Oberseebach, Od, Pem-
berg, Pfaffing 6, Purstling, Rogglfing, Schmiedham, Unterseebach, Waxeneck, Watzling
21, Zeilhofen, Oberdorfen umfasst.

§2
Grundstucksbegriff - Grundstiickseigentimer

(1) Grundstiick im Sinne dieser Satzung ist jedes rdumlich zusammenhéngende und einem gemein-
samen Zweck dienende Grundeigentum desselben Eigentlimers, das eine selbstandige wirtschaftliche
Einheit bildet, auch wenn es sich um mehrere Grundstticke oder Teile von Grundstiicken im Sinne
des Grundbuchrechts handelt.

Rechtlich verbindliche planerische Festlegungen sind zu berticksichtigen.

(2) Die Vorschriften dieser Satzung fur die Grundstiickseigentiimer gelten auch fur Erbbauberechtigte
oder ahnlich zur Nutzung eines Grundsttickes dinglich Berechtigte.

Von mehreren dinglich Berechtigten ist jeder berechtigt und verpfiichtet, sie haften als Gesamtschuld-
ner.

§3
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Satzung haben die nachstehenden Begriffe folgende Bedeutung:

Versorgungsleitungen sind die Wasserleitungen im Wasserversorgungsgebiet, von denen die
Grundstiicksanschliisse abzweigen.

Grundstticksanschliisse (=Hausanschliisse) sind die Wasserleitungen von der Abzweigstelle der Ver-
sorgungsleitung bis zur Ubergabestelle; sie beginnen mit der Anschlussvorrichtung und enden  mit
der Hauptabsperrvorrichtung.

Anschlussvorrichtung ist die Vorrichtung zur Wasserentnahme aus der Versorgungsleitung, umfas-
send Anbohrschelle mit integrierter oder zusatzlicher Absperrarmatur oder Abzweig mit Absperrarma-
tur samt den dazugehdrigen technischen Einrichtungen.

Hauptabsperrvorrichtung ist die erste Armatur hinter dem Wasserzahler, mit der die gesamte nachfol-
gende Wasserverbrauchsanlage abgesperrt werden kann.

Ubergabestelle ist das Ende des Grundstiicksanschlusses hinter der Hauptabsperrvorrichtung  im
Grundstiick/Gebaude. Wasserzahler sind Messgerate zur Erfassung des durchgeflossenen Wasservo-
lumens.

Absperrventile und etwa vorhandene Wasserzahlerbligel sind nicht Bestandteile der Wasserzahler.
Anlagen des Grundsttickseigentiimers (=Verbrauchsleitungen) sind die Gesamtheit der Anlageteile in
Grundstiicken oder in Gebauden hinter der Ubergabestelle.

84
Anschluss- und Benutzungsrecht

(1) Jeder Grundstiickseigentimer kann verlangen, dass sein Grundstiick nach Maf3gabe dieser
Satzung an die Wasserversorgungseinrichtung angeschlossen und mit Wasser beliefert wird.

(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstticke, die durch eine Ver-
sorgungsleitung erschlossen werden.

Der Grundstlickseigentiimer kann unbeschadet weitergehender bundes- oder landesgesetzlicher Vor-
schriften nicht verlangen, dass eine neue Versorgungsleitung hergestellt oder eine bestehende Ver-
sorgungsleitung geandert wird.

Welche Grundstlicke durch die Versorgungsleitung erschlossen werden, bestimmt der Zweckverband.
(3) Der Zweckverband kann den Anschluss eines Grundstiickes an eine bestehende Versorgungslei-
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tung versagen, wenn die Wasserversorgung wegen der Lage des Grundstiickes oder aus sonstigen
technischen oder betrieblichen Grinden dem Zweckverband erhebliche Schwierigkeiten bereitet oder
besondere Mal3nahmen erfordert, es sei denn, der Grundsttickseigentimer tbernimmt die Mehrkosten,
die mit dem Bau und Betrieb zusammenhé&ngen und leistet auf Verlangen Sicherheit.

(4) Der Zweckverband kann das Benutzungsrecht in begriindeten Einzelfallen ausschlief3en oder
einschranken, soweit nicht die Bereitstellung von Wasser in Trinkwasserqualitat erforderlich ist. Das gilt
auch fur die Vorhaltung von Lschwasser.

85
Anschluss- und Benutzungszwang

(1) Die zum Anschluss Berechtigten (8 4) sind verpfiichtet, die Grundstiicke, auf denen Wasser ver-
braucht wird, an die 6ffentliche Wasserversorgungseinrichtung anzuschlie3en (Anschlusszwang).

Ein Anschlusszwang besteht nicht, wenn der Anschluss rechtlich oder tatsachlich unmdglich ist.

(2) Auf Grundstiicken, die an die offentliche Wasserversorgungseinrichtung angeschlossen sind, ist
der gesamte Bedarf an Wasser im Rahmen des Benutzungsrechts (8 4) ausschlieBlich aus die-
ser Einrichtung zu decken (Benutzungszwang).

Gesammeltes Niederschlagswasser darf ordnungsgemald fir Zwecke der Gartenbewasserung ver-
wendet werden.

Verpflichtet sind die Grundstlickseigentiimer und alle Benutzer der Grundstticke.

Sie haben auf Verlangen des Zweckverbandes die dafiir erforderliche Uberwachung zu dulden.

86
Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang

(1) Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur Benutzung wird auf Antrag ganz oder zum Teil be-
freit, wenn der Anschluss oder die Benutzung aus besonderen Griinden auch unter Berticksichtigung
der Erfordernisse des Gemeinwohls nicht zumutbar ist.Der Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der
Grunde schriftlich beim Zweckverband einzureichen.

(2) Die Befreiung kann befristet, unter Bedingungen, Auflagen und Widerrufsvorbehalt erteilt werden.

87
Beschrankung der Benutzungspflicht

(1) Auf Antrag wird die Verpflichtung zur Benutzung auf einen bestimmten Verbrauchszweck oder
Teilbedarf beschrankt, soweit das fur die 6ffentliche Wasserversorgung wirtschattlich zumutbar ist und
nicht andere Rechtsvorschriften oder Griinde der Volksgesundheit entgegenstehen.

Grinde der Volksgesundheit stehen einer Beschrankung der Benutzungspflicht insbesondere entge-
gen, wenn fur den jeweiligen Verbrauchszweck oder Teilbedarf im Sinne von Satz 1 Trinkwasser oder
Wasser mit der Beschaffenheit von Trinkwasser erforderlich ist und die Versorgung mit solchem Was-
ser nur durch die Benutzung der offentlichen Wasserversorgung gewahrleistet wird.

(2) 6 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 findet entsprechende Anwendung.

(3) Absatz 1 gilt nicht fur die Versorgung von Industrieunternehmen und Weiterverteilern sowie fur die
Vorhaltung von Loschwasser.

(4) Vor der Errichtung oder Inbetriebnahme einer Eigengewinnungsanlage hat der Grundstlickseigen-
timer dem Zweckverband Mitteilung zu machen; dasselbe gilt, wenn eine solche Anlage nach dem
Anschluss an die offentliche Wasserversorgung wetterbetrieben werden soll.

Er hat durch geeignete Mal3nahmen sicherzustellen, dass von seiner Eigengewinnungsanlage keine
Ruckwirkungen in das offentliche Wasserversorgungsnetz mdglich sind.
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§8
Sondervereinbarungen

(1) Ist der Grundstiickseigentimer nicht zum Anschluss berechtigt oder verpflichtet, so kann der
Zweckverband durch Vereinbarung ein besonderes Benutzungsverhaltnis begriinden.

(2) Fur dieses Benutzungsverhélinis gelten die Bestimmungen dieser Satzung und der Beitrags- und
Gebuhrensatzung entsprechend. Ausnahmsweise kann in der Sondervereinbarung Abweichendes
bestimmt werden, soweit dies sachgerecht ist.

89
Grundstiicksanschluss

(1) Die Grundstiucksanschliisse stehen vorbehaltlich abweichender Vereinbarung im Eigentum des
Zweckverbandes.

(2) Der Zweckverband bestimmt Zahl, Art, Nennwerte und Fihrung der Grundstlicksanschliisse
sowie deren Anderung. Er bestimmt auch, wo und an welche Versorgungsleitung anzuschlieRRen ist.
Der Grundstuickseigentimer ist vorher zu héren; seine berechtigten Interessen sind nach Moglichkeit
zu wahren. Soll der Grundstiicks Anschluss auf Wunsch des Grundstiickseigentiimers nachtraglich
geandert werden, so kann der Zweckverband verlangen, dass die néheren Einzelheiten einschlief3lich
der Kostentragung vorher in einer gesonderten Vereinbarung geregelt werden.

(3) Der Grundstiicks Anschluss wird vom Zweckverband hergestellt, unterhalten, emeuert, geéndert,
abgetrennt und beseitigt. Er muss zuganglich und vor Beschadigungen geschiitzt sein.

(4) Der Grundstiickseigentiimer hat die baulichen Voraussetzungen flr die sichere Errichtung des
Grundstiicksanschlusses zu schaffen. Der Zweckverband kann hierzu schriftlich eine angemessene
Frist setzen. Der Grundstiickseigentiimer darf keine Einwirkung auf den Grundstticks Anschluss vor-
nehmen oder vornehmen lassen.

(5) Der Grundstuckseigentimer und die Benutzer haben jede Beschadigung des Grundstiicksan-
schlusses, insbesondere das Undichtwerden von Leitungen, sowie sonstige Stérungen unverziglich
dem Zweckverband mitzuteilen.

§10
Anlage des Grundsttickseigentimers

(1) Der Grundstiickseigentiimer ist verpflichtet, fir die ordnungsgemane Errichtung, Erweiterung, Ande-
rung und Unterhalt der Anlage von der Ubergabestelle ab mit Ausnahme des Wasserzahlers zu sor-
gen. Hat er die Anlage oder Teile davon einem anderen vermietet oder sonst zur Benutzung Uber-
lassen, so ist er neben dem anderen verpflichtet.

(2) Die Anlage darf nur unter Beachtung der Vorschriften dieser Satzung und anderer gesetzlicher
oder behdrdlicher Bestimmungen sowie nach den anerkannten Regeln der Technik errichtet, erweitert,
geandert und unterhalten werden. Anlage und Verbrauchseinrichtungen missen so beschaffen sein,
dass Storungen anderer Abnehmer oder der ¢ffentlichen Versorgungseinrichtungen sowie Ruckwir-
kungen auf die Glte des Trinkwassers ausgeschlossen sind. Der Anschluss wasserverbrauchender
Einrichtungen jeglicher Art geschieht auf Gefahr des Grundsttickseigentimers.

() Es durfen nur Materialien und Gerate verwendet werden, die entsprechend den anerkannten Re-
geln der Technik beschaffen sind. Das Zeichen einer anerkannten Prifstelle (zum Beispiel DIN-DVGW,
DVGW- oder GS-Zeichen) bekundet, dass diese Voraussetzungen erflllt sind.

(4) Anlagenteile, die sich vor den Messeinrichtungen befinden, kdnnen plombiert werden.

Ebenso kénnen Anlageteile, die zur Anlage des Grundstiickseigentimers gehdren, unter Plomben-
verschluss genommen werden, um eine einwandfreie Messung zu gewahrleisten.

Die daftir erforderliche Ausstattung der Anlage ist nach den Angaben des Zweckverbandes zu veran-
lassen.
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8§11
Zulassung und Inbetriebsetzung
der Anlage des Grundstlickseigentiimers

(1) Bevor die Anlage des Grundstlickseigentiimers hergestellt oder wesentliich geédndert wird, sind
dem Zeckverband folgende Unterlagen in doppelter Fertigung einzureichen:

a) eine Beschreibung der geplanten Anlage des Grundstiickseigentiimers und ein Lageplan,

b) der Name des Unternehmers, der die Anlage errichten soll,

) Angaben Uber eine etwaige Eigenversorgung,

d) im Fall des § 4 Abs. 3 die Verpflichtung zur Ubernahme der Mehrkosten.

Die einzureichenden Unterlagen haben den beim Zweckverband aufliegenden Mustern zu entspre-
chen.

Alle Unterlagen sind von den Bauherren und Planfertigern zu unterschreiben.

(2) Der Zweckverband priift, ob die beabsichtigten Anlagen den Bestimmungen dieser Satzung ent-
sprechen.

Ist das der Fall, so erteilt der Zweckverband schriftlich seine Zustimmung und gibt eine Fertigung der
eingereichten Unterlagen mit Zustimmungsvermerk zuriick. Stimmt der Zweckverband nicht zu, setzt
er dem Bauhermn unter Angabe der Mangel eine angemessene Frist zur Berichtigung. Die gednderten
Unterlagen sind sodann erneut einzureichen.

Die Zustimmung und die Uberprifung befreien den Grundstiickseigentiimer, den Bauherm, den
ausfuhrenden Unternehmer und den Planfertiger nicht von der Verantwortung fur die vorschriftsmaf3i-
ge und fehlerfreie Planung und Ausfihrung der Anlagen.

(3) Mit den Installationsarbeiten darf erst nach schriftlicher Zustimmung des Zweckverbandes begon-
nen werden.

Eine Genehmigungspflicht nach sonstigen, insbesondere nach straf3en-, bau- und wasserrechtlichen
Bestimmungen bleibt durch die Zustimmung unberiihrt.

(4) Installationsarbeiten an der Anlage des Grundstiickseigentiimers dirfen nur durch den Zweckver-
band oder durch ein Installationsunternehmen erfolgen, das in ein Installateurverzeichnis des Zweck-
verbandes oder eines anderen Wasserversorgungsunternehmens eingetragen ist. Der Zweckverband
ist berechtigt, die Ausfiuhrung der Arbeiten zu Uberwachen.

(5) Der Grundstiickseigentimer hat jede Inbetriebsetzung der Anlage beim Zweckverband tber
das Installationsunternehmen zu beantragen. Der Anschluss der Anlage an das Verteilungsnetz und die
Inbetriebsetzung erfolgen durch den Zweckverband oder seine Beauftragten.

(6) Von den Bestimmungen der Absétze 1 bis 4 kann der Zweckverband Aushahmen zulassen.

8§12
Uberpriifung der Anlage des Grundstiickseigentiimers

(1) Der Zweckverband ist berechtigt, die Anlage des Grundsttickseigentiimers vor und nach ihrer Inbe-
triebnahme zu Uberprifen. Er hat auf erkannte Sicherheitsméngel aufmerksam zu machen und kann
deren Beseitigung verlangen.

(2) Werden Mangel festgestellt, welche die Sicherheit gefahrden oder erhebliche Stérungen erwarten
lassen, so ist der Zweckverband berechtigt, den Anschluss oder die Versorgung zu verweigern; bei
Gefahr fur Leib oder Leben ist er hierzu verpfiichtet.

(3) Durch Vornahme oder Unterlassung der Uberpriifung der Anlage sowie durch deren Anschluss an
das Verteilungsnetz Ubernimmt der Zweckverband keine Haftung fr die Méngelfreiheit der Anlage.
Dies gilt nicht, wenn er bei einer Uberpriifung Méngel festgestellt hat, die eine Gefahr fiir Leib oder
Leben darstellen.
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8§13
Abnehmerpflichten, Haftung

(1) Die vom Zweckverband mit dem Vollzug der Satzungen des Zweckverbandes beauftragten Perso-
nen sind berechtigt zur Uberwachung der Pfiichten, die sich aus diesen Satzungen ergeben, zu ange-
messener Tageszeit Grundstiicke, Gebaude, Anlagen, Einrichtungen, Wohnungen und Wohnrdume in
erforderlichen Umfang zu betreten.

Der Grundsttickseigentiimer, gegebenenfalls auch die Benutzer des Grundstiicks, werden davon
nach Moglichkeit vorher verstandigt.

(2) Der Grundstuickseigentiimer und die Benutzer sind verpflichtet, alle fir die Prifung des Zustandes
der Anlagen erforderlichen Auskinfte zu erteilen. Sie  haben die Verwendung zusatzlicher
Verbrauchseinrichtungen vor Inbetriebnahme dem Zweckverband mitzuteilen, soweit sich dadurch
die vorbehaltene Leistung wesentlich erhoht.

(3) Der Grundstiickseigentiimer und die Benutzer haften dem Zweckverband fir von ihnen verschulde-
te Schéaden, die auf eine Verletzung ihrer Pflichten nach dieser Satzung zuriickzuftihren sind.

8§14
Grundsticksbenutzung

(1) Der Grundstickseigentimer hat das Anbringen und Verlegen von Leitungen einschlief3lich Zube-
hor zur Zu- und Fortleitung von Wasser Uber sein im Versorgungsgebiet liegendes Grundstiick sowie
sonstige Schutzmaf3nahmen unentgeltich zuzulassen, wenn und soweit diese Mal3nahmen fur die
Ortliche Wasserversorgung erforderlich sind.

Diese Pflicht betrifft nur Grundstiicke, die an die Wasserversorgung angeschlossen oder anzu-
schlie3en sind, die vom Eigentiimer im wirtschaftichen Zusammenhang mit einem angeschlossenen
oder zum Anschluss vorgesehenen Grundstiick genutzt werden oder fir die die Moglichkeit der Was-
serversorgung sonst wirtschattlich vorteilhaft ist.

Die Verpfiichtung entfallt, soweit die Inanspruchnahme der Grundstiicke den Eigentiimer in unzumut-
barer Weise belasten wiirde.

(2) Der Grundstiickseigentimer ist rechtzeitig Gber Art und Umfang der beabsichtigten Inanspruch-
nahme seines Grundstuicks zu benachrichtigen.

(3) Der Grundstiickseigentiimer kann die Verlegung der Einrichtungen verlangen, wenn sie an der bis-
herigen Stelle fur ihn nicht mehr zumutbar sind. Die Kosten der Verlegung hat der Zweckverband zu
tragen, soweit die Einrichtungen nicht ausschlief3lich der Versorgung des Grundsttickes dienen.

(4) Wird der Wasserbezug nach § 22 Abs. 2 oder 3 eingestellt, ist der Grundstuickseigentimer ver-
pflichtet, nach Wahl dem Zweckverband die Entfernung der Einrichtungen zu gestatten oder sie hoch
funf Jahre unentgeltiich zu belassen, sofern dies nicht zumutbar ist.

(5) Die Absétze 1 bis 4 gelten nicht fur dffentliche Verkehrswege und Verkehrsflachen sowie fur
Grundstticke, die durch Planfeststellung fir den Bau von 6ffentlichen Verkehrswegen und Verkehrsfia-
chen bestimmt sind.

§15
Art und Umfang der Versorgung

(1) Der Zweckverband stellt das Wasser zu dem in der Beitrags- und Gebuihrensatzung aufgefuhrten
Entgelt zur Verfigung.

Er liefert das Wasser als Trinkwasser unter dem Druck und in der Beschaffenheit, die in dem betref-
fenden Abschnitt des Versorgungsgebietes Ublich sind, entsprechend den jeweils geltenden Rechts-
vorschriften und den anerkannten Regeln der Technik.

(2) Der Zweckverband ist berechtigt, die Beschaffenheit und den Druck des Wassers im Rahmen
der gesetzlichen und behdrdlichen Bestimmungen sowie der anerkannten Regeln der Technik zu
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andern, sofern dies aus wirtschaftichen oder technischen Grinden zwingend erforderlich ist. Der
Zweckverband wird eine dauernde wesentliche Anderung den Wasserabnehmern nach Mdglichkeit
mindestens zwei Monate vor der Umstellung schrifich bekannt geben und die Belange der An-
schlussnehmer maglichst berticksichtigen. Die Grundsttickseigentiimer sind verpflichtet, ihre Anlagen
auf eigene Kosten des gednderten Verhaltnisses anzupassen.

(3) Der Zweckverband stellt das Wasser im Allgemeinen ohne Beschrankung zu jeder Tages- und
Nachtzeit am Ende des Hausanschlusses zur Verfigung. Dies gilt nicht, soweit und solange der
Zweckverband durch hohere Gewalt, durch Betriebsstérungen, Wassermangel oder sonstige tech-
nische oder wirtschaftiche Umstande, deren Beseitigung ihm nicht zumutbar ist, an der Wasserver-
sorgung gehindert ist.

Der Zweckverband kann die Belieferung ablehnen, mengenmafdig und zeitlich beschranken oder
unter Auflagen und Bedingungen gewahren, soweit das zur Wahrung des Anschluss- und Benut-
zungsrechts der anderen Berechtigten erforderlich ist.

Der Zweckverband darf ferner die Lieferung unterbrechen, um betriebsnotwendige Arbeiten vorzuneh-
men.

Soweit moglich, gibt der Zweckverband Absperrungen der Wasserleitung vorher 6ffentlich bekannt
und unterrichtet die Abnehmer Giber Umfang und voraussichtliche Dauer der Unterbrechung.

(4) Das Wasser wird lediglich zur Deckung des Eigenbedarfs fir die angeschlossenen Grundstticke
geliefert.

Die Uberleitung von Wasser in ein anderes Grundstiick bedarf der schrifichen Zustimmung des
Zweckverbandes; die Zustimmung wird erteilt, wenn nicht Uberwiegende versorgungswirtschaftliche
Griinde entgegenstehen.

(5) Fir Einschrankungen oder Unterbrechungen der Wasserlieferung und fir Anderungen des
Drucks oder der Beschaffenheit des Wassers, die durch hthere Gewalt, Wassermangel oder sonstige
technische oder wirtschaftiche Umstande, die der Zweckverband nicht abwenden kann, oder aufgrund
behdrdlicher Verfligungen veranlasst sind, steht dem Grundstiickseigentimer kein Anspruch auf Min-
derung verbrauchsunabhangiger Gebuiihren zu.

8§16
Anschliisse und Benutzung
der Wasserleitung fur Feuerloschzwecke

(1) Sollen auf einem Grundstilick private Feuerldschanschliisse eingerichtet werden, so sind tber die
naheren Einzelheiten einschlie3lich der Kostentragung besondere Vereinbarungen zwischen dem
Grundstiickseigentimer und dem Zweckverband zu treffen.

(2) Private Feuerloscheinrichtungen werden mit Wasserzahlern ausgerustet. Sie missen auch fur die
Feuerwehr benutzbar sein.

(3) Wenn es brennt, oder wenn sonst Gefahr droht, sind die Anordnungen des Zweckverbandes , der
Polizei und der Feuerwehr zu befolgen; insbesondere haben die Wasserabnehmer ihre Leitungen und
inre Eigenanlagen auf verlangen zum Feuerldschen zur Verfigung zu stellen. Ohne zwingenden
Grund dirfen sie in diesen Fallen kein Wasser entnehmen.

(4) Bei Feuergefahr hat der Zweckverband das Recht, Versorgungsleitungen und Grundstiicksan-
schlisse vorubergehend abzusperren. Dem von der Absperrung betroffenen Wasserabnehmer steht
hierfur kein Entschadigungsanspruch zu.

8§17
Wasserabgabe fur voribergehende Zwecke;
Wasserabgabe aus offentlichen Entnahmestellen

(1) Der Anschluss von Anlagen zum Bezug von Bauwasser oder zu sonstigen vorlibergehenden
Zwecken ist rechtzeitig beim Zweckverband zu beantragen. Muss das Wasser von einem anderen
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Grundstiick bezogen werden, so ist die schriftiche Zustimmung des Grundsttickseigentiimers beizu-
bringen.

Uber die Art der Wasserabgabe entscheidet der Zweckverband; er legt die weiteren Bedingungen fiir
den Wasserbezug fest.

(2) Falls Wasser aus offentlichen Hydranten nicht zum Feuerldschen, sondern zu anderen vortiberge-
henden Zwecken entnommen werden soll, stellt der Zweckverband auf Antrag einen Wasserzahler,
gegebenenfalls Absperrvorrichtung und Standrohr zur Verfuigung und setzt die Bedingungen fur die
Benlitzung fest.

§18
Haftung bei Versorgungsstérungen

(1) Fir Schaden, die ein Grundstiickseigentimer durch Unterbrechung der Wasserversorgung oder
durch UnregelméafRigkeiten in der Belieferung erleidet, haftet der Zweckverband aus dem Benutzungs-
verhaltnis oder aus unerlaubter Handlung im Fall

1. der Tétung oder Verletzung des Korpers oder der Gesundheit des Grundstiickseigentimers, es sei
denn, dass der Schaden vom Zweckverband oder einem Erfuillungs- oder Verrichtungsgehilfen weder
vorsatzlich noch fahrlassig verursacht worden ist,

2. der Beschadigung einer Sache, es sei denn, dass der Schaden weder durch Vorsatz noch durch
grobe Fahrlassigkeit des Zweckverbandes oder eines Erflllungs- oder Verrichtungsgehilfen verursacht
worden ist,

3. eines Vermdgensschadens, es sei denn, dass dieser weder durch Vorsatz noch durch grobe Fahr-
lassigkeit eines vertretungsberechtigten Organs des Zweckverbandes verursacht worden ist.

8 831 Abs. 1 Satz 2 des Birgerlichen Gesetzbuches ist nur bei vorsétzlichem Handeln von Verrich-
tungsgehilfen anzuwenden.

(2) Gegentber Benutzern und Dritten, an die der Grundstiickseigentimer das gelieferte Wasser im
Rahmen des § 15 Abs. 4 weiterleitet, haftet der Zweckverband fur Schaden, die diesen durch Unter-
brechung der Wasserversorgung oder durch UnregelmaRigkeiten in der Belieferung entstehen, wie
einem Grundstuickseigentiimer.

(3) Die Absétze 1 und 2 sind auch auf Anspriiche von Grundstiickseigentimern anzuwenden, die
diese gegen ein drittes Wasserversorgungsunternehmen aus unerlaubter Handlung geltend machen.
Der Zweckverband ist verpflichtet, den Grundsttickseigentimern auf Verlangen tber die mit der
Schadensverursachung durch ein drittes Unternehmen zusammenhangenden Tatsachen insoweit
Auskunft zu geben, als sie ihm bekannt sind oder von ihm in zumutbarer Weise aufgeklart werden
konnen und seine Kenntnis zur Geltendmachung des Schadenersatzes erforderlich ist.

(4) Die Ersatzpfiicht entfallt flr Schaden unter 15,34 €.

(5) Schéaden sind dem Zweckverband unverziiglich mitzuteilen.

§19
Wasserzahler

(1) Der Wasserzahler ist Eigentum des Zweckverbandes.

Die Lieferung, Aufstellung, technische Uberwachung, Unterhaltung, Auswechslung und Entfernung der
Wasserzahler sind Aufgabe des Zweckverbandes; er bestimmt auch Art, Zahl und Grof3e der Wasser-
zahler sowie ihren Aufstellungsort.

Bei der Aufstellung hat der Zweckverband so zu verfahren, dass eine einwandfreie Zahlung gewahr-
leistet ist; er hat den Grundstlickseigentimer zuvor anzuhéren und seine berechtigten Interessen zu
wahren.

(2) Der Zweckverband ist verpflichtet, auf Verlangen des Grundstlickseigentimers die Wasserzahler
Zu verlegen, wenn dies ohne Beeintrachtigungen einer einwandfreien Messung maglich ist.

Der Zweckverband kann die Verlegung davon abhangig machen, dass der Grundsttickseigentimer
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sich verpflichtet, die Kosten zu tbernehmen.

(3) Der Grundsttickseigentimer haftet fir das Abhandenkommen und die Beschadigung der Wasser-
zahler, soweit ihn hieran ein Verschulden trifft.

Er hat den Verlust, Beschadigungen und Storungen dieser Einrichtungen dem Zweckverband un-
verzuglich mitzuteilen.

Er ist verpflichtet, sie vor Abwasser, Schmutz- und Grundwasser sowie vor Frost zu schiitzen.

(4) Die Wasserzahler werden von einem Beauftragten des Zweckverbandes mdglichst in gleichen
Zeitabstanden oder auf Verlangen des Zweckverbandes vom Grundstiickseigentiimer selbst abgele-
sen. Dieser hat dafiir zu sorgen, dass die Wasserzahler leicht zugéanglich sind.

§20
Messeinrichtungen an der Grundsticksgrenze

(1) Der Zweckverband kann verlangen, dass der Grundsttickseigentiimer auf eigene Kosten an der
Grundstiicksgrenze nach seiner Wahl einen geeigneten Wasserzahlerschacht oder Wasserzahler-
schrank anbringt, wenn

1. das Grundstiick unbebaut ist oder

2. die Versorgung des Gebaudes mit Grundstlicksanschltissen erfolgt, die unverhaltnismaliig lang sind
oder nur unter besonderen Erschwernissen verlegt werden kbnnen, oder

3. kein Raum zur frostsicheren Unterbringung des Wasserzahlers vorhanden ist.

(2) Der Grundstuckseigentumer ist verpflichtet, die Einrichtungen in ordnungsgemafiem Zustand und
jederzeit zuganglich zu halten.

§21
Nachpriufung der Wasserzahler

(1) Der Grundsttickseigentiimer kann jederzeit die Nachprifung der Wasserzahler durch eine Eichbe-
horde oder eine staatlich anerkannte Priifstelle im Sinne des § 6 Abs. 2 des Eichgesetzes verlangen.
Stellt der Grundstlickseigentimer den Antrag auf Prifung nicht beim Zweckverband, so hat er diesen
vor Antragstellung zu benachrichtigen.

(2) Der Zweckverband braucht dem Verlangen auf Nachprifung der Wasserzéhler nur nachzukom-
men, wenn der Grundsttickseigentiimer sich verpflichtet, die Kosten zu tbernehmen, falls die Abwei-
chung die gesetzlichen Verkehrsfehlergrenzen nicht tiberschreitet.

§22
Anderungen; Einstellung des Wasserbezugs

(1) Jeder Wechsel des Grundstiickseigentiimers ist dem Zweckverband unverziglich schriftich mitzu-
teilen.

(2) Will ein Grundstlickseigentiimer, der zur Benutzung der Wasserversorgungseinrichtung nicht ver-
pflichtet ist, den Wasserbezug aus der offentlichen Wasserversorgung einstellen, so hat er das min-
destens eine Woche vor dem Ende des Wasserbezuges schriftich dem Zweckverband zu melden.

(3) Will ein zum Anschluss oder zur Benutzung Verpflichteter den Wasserbezug einstellen, hat er beim
Zweckverband Befreiung nach § 6 zu beantragen.

§23
Einstellung der Wasserlieferung

(1) Der Zweckverband ist berechtigt, die Wasserlieferung ganz oder teilweise fristlos einzustellen,
wenn der Grundstiickseigentimer oder Benutzer dieser Satzung oder sonstigen die \Wasserversor-
gung betreffenden Anordnungen zuwiderhandelt und die Einstellung erforderlich ist, um
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1. eine unmitteloare Gefahr fur die Sicherheit von Personen oder Anlagen abzuwenden,

2. den Verbrauch von Wasser unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbringung der Messeinrich-
tungen zu verhindern, oder

3. zu gewahrleisten, dass Stérungen anderer Abnehmer, storende Ruckwirkungen auf Einrichtungen
des Zweckverbandes oder Dritter oder Riickwirkungen auf die Guite des Trinkwassers ausgeschlossen
sind.

(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei Nichterfullung einer Zahlungsverpflichtung trotz
Mahnung, ist der Zweckverband berechtigt, die Versorgung zwei Wochen nach Androhung einzustel-
len.

Dies gilt nicht, wenn die Folgen der Einstellung aul3er Verhéltnis zur Schwere der Zuwiderhandlung
stehen und hinreichende Aussicht besteht, dass der Grundstiickseigentiimer seinen Verpflichtungen
nachkommt.

Der Zweckverband kann mit der Mahnung zugleich die Einstellung der Versorgung androhen.

(3) Der Zweckverband hat die Versorgung unverziglich wieder aufzunehmen, sobald die Griinde fur
die Einstellung entfallen sind.

8§24
Ordnungswidrigkeiten

Nach Art. 24 Abs.2 Satz 2 der Gemeindeverordnung fir den Freistaat Bayern kann mit Geldbul3e be-
legt werden, wer

1. den Vorschriften Gber den Anschluss- und Benutzungszwang (8 5) zuwiderhandelt,

2. eine derin89 Abs. 5,811 Abs. 1, 813 Abs. 2und § 22 Abs. 1 und 2 festgelegten Melde-,
Auskunfts- oder Vorlagepflichten verletzt,

3. entgegen § 11 Abs. 3 vor Zustimmung des Zweckverbandes mit den Installationsarbeiten beginnt,

4. gegen die vom Zweckverband nach § 15 Abs. 3 Satz 3 angeordneten Verbrauchseinschrénkungen
oder Verbrauchsverbote verstoft.

§25
Anordnungen fur den Einzelfall, Zwangsmittel

(1) Der Zweckverband kann zur Erfullung der nach dieser Satzung bestehenden Verpflichtungen An-
ordnungen fur den Einzelfall erlassen.

(2) Fur die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen Handlungen, eines Duldens oder
Unterlassens gelten die Vorschriften des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsge-
setzes.

826
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am 1. Januar 2007 in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten die Wasserabgabesatzung vom 23. November 1989 und die hierzu ergangene
Anderungssatzung vom 9. April .2001 aul3er Kraft.

Mauggen, den 01.12.2006

Sewald
Verbandsvorsitzender
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Beitrags- und Gebihrensatzung zur Wasserabgabesatzung des
Zweckverbandes zur Wasserversorgung Erding-Ost (BGS/WAS)

Aufgrund der Artikel 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) erlasst der
Zweckverband zur Wasserversorgung Erding-Ost folgende Beitrags- und Gebuhrensat-
zung zur Wasserabgabesatzung:

§1
Beitragserhebung

Der Zweckverband erhebt zur Deckung seines Aufwandes fiur die Herstellung der Was-
serversorgungseinrichtung fir das Verbandsgebiet, das die gesamte Gemeinde Bockhorn,
die folgenden Teile der Gemeinde Lengdorf: Biberg, Graben, Grub, Holz, Kling, Krinning,
Liedling, Matzbach, Niedergeislbach, Nodering, Nuf3rain, Obergeislbach, Obernumberg,
Schachtseeon, Schaftlding, Schlairdorf, Schroding, Seeon, Unternumberg und die folgen-
den Teile der Stadt Dorfen: AuRere Erdinger StraBe 7 u. 8, Breitenloh, Eglafing, Eibach,
Geiersberg, Geierseck, Granting, Grun, Haus, Herrndd, Hinterdd, Hundsmuthing, Jaibing,
Jakobrettenbach, Kalling, Kalteneck, Kalternbach, Kirnham, Kronsdd, Langthal, Mann-
seich, Neuharting, Norlaching, Obergebensbach, Rosendd, Scheideck, Schergenhub,
Schmalhub, Schrallham, Staffing, Taggrub, Taubenthal, Untergebensbach, Vilséd, Volde-
ring, Weckerling, Wohlsag, Wélling, Aich, Anning, Brunau, Diurneibach, Embach, Erb,
Esterndorf, Gral3, Harbach, Hienering, Homating, Landersdorf, Litzlbach ,
Niederham 16,19-24, Oberseebach, Od, Pemberg, Pfaffing 6, Purstling, Rogglfing,
Schmiedham, Unterseebach, Waxeneck, Watzling 21, Zeilhofen, Oberdorfen umfasst,
einen Beitrag.

§ 2
Beitragstatbestand

Der Beitrag wird fur bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte oder gewerblich nutz-
bare Grundsticke erhoben, wenn fur sie nach 8§ 4 WAS ein Recht zum Anschluss an die
Wasserversorgungseinrichtung besteht.

Ein Beitrag wird auch fir Grundsticke erhoben, die an die Wasserversor-
gungseinrichtung tatsachlich angeschlossen sind oder die auf Grund einer Sonderverein-
barung nach 8§ 8 WAS an die Wasserversorgungseinrichtung angeschlossen werden.

§ 3
Entstehen der Beitragsschuld

(1) Die Beitragsschuld entsteht im Falle des
1. 8§ 2 Satz 1, sobald das Grundstiick an die Wasserversorgungseinrichtung an-
geschlossen werden kann,
2. § 2 Satz 2, 1. Alternative, sobald das Grundstiick an die Wasserversorgungs-
einrichtung angeschlossen ist,
3. 82 Satz 2, 2. Alternative, mit Abschluss der Sondervereinbarung.
Wenn der in Satz 1 genannte Zeitpunkt vor dem Inkrafttreten dieser Satzung liegt, ent-
steht die Beitragsschuld erst mit Inkrafttreten dieser Satzung.
(2) Wenn eine Veranderung der Flache oder der Bebauung des Grundstiicks vorgenom-
men wird, die beitragsrechtliche Auswirkungen hat, entsteht die Beitragsschuld mit dem
Abschluss dieser Ma3nahme.
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(3) Beitragstatbestande die von der Satzung vom 31.03.1992 erfasst werden sollten, wer-
den als abgeschlossen behandelt, sofern bestandskraftige Veranlagungen vorliegen. Wur-
den solche Beitragstatbestande nach der genannten Satzung nicht oder nicht vollstandig
veranlagt, oder sind Beitragsbescheide noch nicht bestandskraftig, dann bemisst sich der
Beitrag nach der vorliegenden Satzung.

§ 4
Beitragsschuldner

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld Eigentimer
des Grundstiuickes oder Erbbauberechtigter ist.

§ 5
Beitragsmalistab

(1) Der Beitrag wird nach der Grundsticksflache und der Geschossflache der vorhan-
denen Gebaude berechnet.

Die beitragspflichtige Grundstiicksflache wird bei Grundstiicken in unbeplanten Gebieten
von mindestens 2500 gm ( Ubergrof3e Grundstiicke ) auf das 3- fache der beitragspflichti-
gen Geschossflache, mindestens jedoch 2500 gm begrenzt.

(2) Die Geschossflache ist nach den Auf3enmal3en der Geb&ude in allen Geschossen zu
ermitteln.

Keller werden mit der vollen Flache herangezogen.

Dachgeschosse werden nur herangezogen, soweit sie ausgebaut sind.

Gebaude oder selbstandige Gebaudeteile, die nach der Art ihrer Nutzung keinen Bedarf
nach Anschluss an die Wasserversorgung auslosen oder die an die Wasserversorgung
nicht angeschlossen werden dirfen, werden nicht herangezogen; das gilt nicht fur Ge-
baude oder Gebaudeteile, die tatsachlich einen Wasseranschluss haben.

Balkone, Loggien und Terrassen bleiben aul3er Ansatz, wenn und soweit sie uber die Ge-
baudefluchtlinie hinausragen.

(3) Bei Grundstucken, fur die eine gewerbliche Nutzung ohne Bebauung zuléssig ist, wird
als Geschossflache ein Viertel der Grundstiicksflache in Ansatz gebracht; das gleiche
gilt, wenn auf einem Grundstick die zulassige Bebauung im Verhaltnis zur gewerblichen
Nutzung nur untergeordnete Bedeutung hat.

(4) Bei sonstigen unbebauten Grundstiicken ist die anzusetzende Geschossflache nach
der in der naheren Umgebung vorhandenen Bebauung zu ermitteln; anzusetzen ist das
durchschnittliche Mal} der tatsachlichen baulichen Ausnutzung der Grundsticke in der
naheren Umgebung.

Fehlt es an einer heranziehbaren Bebauung, so ist ein Viertel der Grundsticksflache als
Geschossflache anzusetzen.

(5) Wird ein Grundsttick vergrofRert und wurden fur diese Flachen noch keine Beitrage
geleistet, so entsteht die Beitragspflicht auch hierfir.

Gleiches qilt im Falle der Geschossflachenvergrof3erung fur die zuséatzlich geschaffe-
nen Geschossflachen.

Gleiches gilt fur alle sonstigen Veranderungen, die nach Absatz 2 fiur die Beitragsbe-
messung von Bedeutung sind.

(6) Wird ein unbebautes Grundstuck, fur das ein Beitrag nach Absatz 3 oder 4 festgesetzt
worden ist, spater bebaut, so wird der Beitrag nach Absatz 1 neu berechnet.

Dem so ermittelten Betrag ist der Betrag gegeniberzustellen, der sich im Zeitpunkt des
Entstehens der neu zu berechnenden Beitragsschuld (8 3 Abs. 2) bei Ansatz der nach Ab-
satz 3 oder 4 bertcksichtigten Geschossflache ergeben wirde.
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Der Unterschiedsbetrag ist nachzuentrichten.

Ergibt die Gegeniberstellung eine Uberzahlung, so ist fir die Berechnung des Erstat-
tungsbetrages auf den Beitragssatz abzustellen, nach dem der urspriingliche Beitrag ent-
richtet wurde.

Der Erstattungsbetrag ist vom Zeitpunkt der Entrichtung des urspringlichen Beitrags an
nach 8 238 Abgabenordnung zu verzinsen.

§ 6
Beitragssatz

(1) Der Beitrag betragt
a) pro Quadratmeter Grundstucksflache ...l 1,00 €,
b) pro Quadratmeter Geschossflache ...........ccccceeeiiiiinnnnn. 6,34 €.

§7
Falligkeit

Der Beitrag wird einen Monat nach Zustellung des Beitragsbescheides fallig.

8§7a
Beitragsablosung

Der Beitrag kann vor dem Entstehen der Beitragspflicht abgelost werden. Der Ablésungs-
betrag richtet sich nach der voraussichtlichen Hohe des Beitrags. Ein Rechtsanspruch auf
Abl6sung besteht nicht.

§ 8
Gebuhrenerhebung

Der Zweckverband erhebt fur die Benutzung der Wasserversorgungseinrichtung Grund-
und Verbrauchsgebuhren.

§9
GrundgebUhr

(1) Die Grundgebuhr wird nach dem Nenndurchfluss (Qn) der verwendeten Wasserzéahler
berechnet. Befinden sich auf einem Grundstick nicht nur vortiibergehend mehrere Was-
seranschlisse, so wird die Grundgebuhr nach der Summe des Nenndurchflusses der ein-
zelnen Wasserzéhler berechnet.

Soweit Wasserzahler nicht eingebaut sind, wird der Nenndurchfluss geschétzt, der notig
ware, um die mogliche Wasserentnahme messen zu kénnen.

(2) Die Grundgebuhr betragt bei der Verwendung von Wasserzahlern mit Nenndurchfluss

bis 6 Kubikmeter/Stunde .........ccocovveeeeeiiiniineen. 80,00 €/Jahr,
bis 10 Kubikmeter/Stunde .........cccoooovvviviiiiniiiinnnnns 90,00 €/Jahr,
Uber 10 Kubikmeter/Stunde........ccocovveeeeiieiiiiaennn.. 120,00 €/Jahr.

(3) Fur die Uberlassung eines beweglichen Wasserzahlers wird fur jeden angefangenen
Monat eine Grundgebuihr von 10,00 € erhoben.
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8§10
Verbrauchsgebihr

(1) Die Verbrauchsgebihr wird nach der Menge des aus der Wasserversorgungseinrich-
tung entnommenen Wassers berechnet.

(2) Der Wasserverbrauch wird durch amtlich geeichte und plombierte Wasserzahler fest-
gehalten.

Er ist durch den Zweckverband zu schatzen, wenn

1.ein Wasserzéhler nicht vorhanden ist oder

2.der Zutritt zum Wasserzahler oder dessen Ablesung nicht ermdglicht wird oder

3.sich konkrete Anhaltspunkte dafiir ergeben, dass der Wasserzéhler den wirklichen Was-
serverbrauch nicht angibt.

(3) Die Gebuhr betragt 0,50 €/Kubikmeter entnommenen Wassers.

(4) Fur den Verbrauch an Bauwasser wird bis zur Fertigstellung der Gebaude eine Pau-
schalgebiihr erhoben, die fur jedes errichtete Geschoss 30,00 € betragt.

811
Entstehen der Gebihrenschuld

(1) Die Verbrauchsgebuhrenschuld entsteht mit dem Verbrauch.

(2) Die Grundgebuhrenschuld entsteht erstmals mit dem Tag, der auf den Zeitpunkt der
betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses folgt; der Zweckverband teilt dem Gebuh-
renschuldner diesen Tag schriftlich mit.

Im Ubrigen entsteht die Grundgebiihrenschuld mit dem Beginn eines jeden Tages in Hohe
eines Tagesbruchteils der Jahresgrundgebiihrenschuld.

812
Gebiuhrenschuldner

Gebuhrenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Geblhrenschuld Eigen-
tumer des Grundstticks oder &hnlich zur Nutzung des Grundstiicks dinglich berechtigt ist.
Gebuhrenschuldner ist auch der Inhaber eines auf dem Grundstiick befindlichen Betrie-
bes.

Mehrere Gebihrenschuldner sind Gesamtschuldner.

§13
Abrechnung, Falligkeit, Vorauszahlung

(1) Der Verbrauch wird jahrlich abgerechnet.

Die Grund- und Verbrauchsgebuhr wird einen Monat nach Zustellung des Gebihrenbe-
scheides fallig.

(2) Auf die Gebuhrenschuld ist zum 15.05. jedes Jahres eine Vorauszahlung in Hohe ei-
ner Halfte der Jahresabrechnung des Vorjahres zu leisten.

Fehlt eine solche Vorjahresberechnung, so setzt der Zweckverband die H6he der Voraus-
zahlung unter Schatzung des Jahresgesamtverbrauches fest.

§ 14
Mehrwertsteuer

Zu den Beitrdgen und Gebuhren wird die Mehrwertsteuer in der jeweiligen gesetzlichen
Hohe erhoben.
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8§15
Pflichten der Beitrags- und Gebuhrenschuldner

Die Beitrags- und Gebuhrenschuldner sind verpflichtet, dem Zweckverband die fur die

Hohe der Schuld maRRgeblichen Veranderungen unverziglich zu melden und tber den
Umfang dieser Veranderungen Auskunft zu erteilen.

§ 16
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt zum 1. Januar 2007 in Kraft.

Mauggen, den 01.12.2006

Sewald
Verbandsvorsitzender

Gesetz Uber die Kommunale Zusammenarbeit; Neufassung der Ver-
bandssatzung des Wasserzweckverbandes Berglerner Gruppe —
Beitritt des Marktes Wartenberg

Der Wasserzweckverband Berglerner Gruppe hat uns mit Schreiben vom 24.11.2006 die
Neufassung der Verbandssatzung zur Genehmigung vorgelegt. Das Landratsamt Erding
erlasst hierzu folgenden

Bescheid:

1. Die von der Verbandsversammlung des Wasserzweckverbands Berglerner Gruppe am
23.11.2006 beschlossene Neufassung der Verbandssatzung und der Beitritt des Mark-
tes Wartenberg werden hiermit rechtsaufsichtlich genehmigt.

2. Fur diesen Bescheid werden keine Kosten erhoben.

Erding, 06.12.2006 Landratsamt Erding
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SATZUNG

des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der Berglerner Gruppe
(Wasserzweckverband Berglerner Gruppe)

Der Wasserzweckverband Berglerner Gruppe erlasst aufgrund von Art. 18 Abs. 1 des Ge-
setzes Uber die kommunale Zusammenarbeit folgende, mit Schreiben des Landratsamtes
Erding vom 06.12.2006 genehmigte

Verbandssatzung
I. Allgemeine Vorschriften
§ 1 Rechtsstellung

(1) Der Zweckverband fuhrt den Namen "Zweckverband zur Wasserversorgung der Berg-
lerner Gruppe". Er ist eine Korperschaft des offentlichen Rechts.

(2) Der Zweckverband hat seinen Sitz an der Verwaltungsgemeinschaft Wartenberg.

(3) Aufsichtsbehorde tber den Zweckverband ist das Landratsamt Erding.

§ 2 Verbandsmitglieder

(1) Verbandsmitglieder sind die Gemeinden Berglern (Landkreis Erding), Fraunberg
(Landkreis Erding), Langenpreising (Landkreis Erding), der Markt Wartenberg (Land-
kreis Erding) sowie die Stadt Moosburg (Landkreis Freising).

(2) Andere Gemeinden kénnen dem Zweckverband beitreten.

(3) Jedes Verbandsmitglied kann zum Schluss eines Rechnungsjahres aus dem Zweck-
verband austreten, wenn die Verbandsversammlung mit einer Mehrheit von zwei Drit-
teln der satzungsmanigen Stimmenzahl zustimmt. Der Austritt muss mindestens ein
Jahr vorher schriftlich erklart werden; er bedarf einer Anderung der Verbandssatzung
und der Genehmigung der Aufsichtsbehérde. Das Recht, aus wichtigem Grunde zu
kundigen (Art. 46 Abs. 2 KommZG), bleibt unberthrt.

8§ 3 Raumlicher Wirkungsbereich

Der raumliche Wirkungsbereich des Zweckverbandes umfasst folgende Gebiete:

a) Gemeinde Berglern, gesamtes Gemeindegebiet

b) Gemeinde Fraunberg fur den Bereich der Gemarkungen Fraunberg und Reichen-
kirchen

C) Gemeinde Langenpreising, gesamtes Gemeindegebiet

d) Stadt Moosburg fir den Bereich der ehemaligen Gemeinde Pfrombach,
soweit er im Lageplan laut Anlage zu dieser Satzung (Plan vom 01.12.2003,
Mafstab 1 : 15.000) gekennzeichnet ist.

e) Markt Wartenberg, gesamtes Gemeindegebiet

In Einzelfallen kdnnen aulRerhalb der in Satz 1 bezeichneten Gebiete mit Zustimmung der
Verbandsversammlung o6ffentlich-rechtliche bzw. privatrechtliche Vertrage zur Lieferung
von Wasser eingegangen werden.
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§ 4 Aufgaben des Zweckverbandes und der Verbandsmitglieder

(1) Der Zweckverband hat die Aufgabe, eine gemeinsame Wasserversorgungsanlage
einschliel3lich der Ortsnetze zu errichten, zu betreiben, zu unterhalten, die Anlage im
Bedarfsfall zu erweitern und bereits vorhandene Ortsnetze zu Gbernehmen; er ver-
sorgt die Endverbraucher mit Trinkwasser, das den einschlagigen Vorschriften ent-
sprechen muss.

(2) Der Zweckverband erfullt seine Aufgabe ohne Gewinnabsicht. Er dient ausschlief3lich
und unmittelbar gemeinnitzigen Zwecken im Sinne des Steuerrechts.

(3) Das Recht und die Pflicht der Verbandsmitglieder, die dem Zweckverband tbertrage-
nen Aufgaben zu erflllen und die notwendigen Befugnisse gehen auf den Zweckver-
band uber.

(4) Der Zweckverband hat das Recht, an Stelle der Verbandsmitglieder Satzungen und
Verordnungen fur das Ubertragene Aufgabengebiet zu erlassen.

Il. Verfassung und Verwaltung
8 5 Verbandsorgane

(1) Die Organe des Zweckverbandes sind
1. die Verbandsversammlung
2. der Verbandsvorsitzende.

(2) Durch Beschluss der Verbandsversammlung kann die Verwaltung einzelner Angele-
genheiten beschlielenden Ausschiissen Ubertragen werden.

8 6 Zusammensetzung der Verbandsversammlung

(1) Die Verbandsversammlung besteht aus dem Verbandsvorsitzenden, den ersten Bir-
germeistern der Mitgliedsgemeinden und den weiteren Vertretern der Mitgliedsge-
meinden.

(2) Die Zahl der Verbandsrate wird auf 20 (einschl. des Verbandsvorsitzenden), festge-
setzt. Die Zahl der Vertreter, die ein Verbandsmitglied in die Verbandsversammlung
entsendet, richtet sich nach dem tatsachlichen letztjahrigen abgerechneten Jahres-
Wasserverbrauch vor Beginn einer neuen Wabhlperiode. Die Verteilung der Sitze er-
folgt nach dem d' Hondt'schen Verfahren. Jedes Verbandsmitglied entsendet mindes-
tens einen Verbandsrat in die Verbandsversammlung.

(2a) Mit Wirkung vom 01.05.2008 an erhalt der Absatz 2 folgende Fassung:

Jede Mitgliedsgemeinde entsendet je angefangenen 100.000 m?3 des tatsachlich abge-
rechneten letztjahrigen Wasserverbrauchs vor Beginn der neuen Wahlperiode je einen
weiteren Verbandsrat in die Verbandsversammlung.

(3) Jeder Verbandsrat hat einen Stellvertreter fur den Fall seiner Verhinderung; Verbands-
rate kdnnen nicht Stellvertreter sein. Die Verbandsréate und ihre Stellvertreter sind von
den Verbandsmitgliedern dem Verbandsvorsitzenden - ist ein solcher noch nicht ge-
wahlt, der Aufsichtsbehérde - schriftlich zu benennen.

(4) Fur Verbandsrate, die kraft Inres Amtes der Verbandsversammlung angehéren, endet
das Amt als Verbandsrat mit dem Ende ihres kommunalen Wahlamtes; entsprechen-
des qilt fur ihre Stellvertreter. Die anderen Verbandsrate und ihre Stellvertreter werden
durch Beschluss der Vertretungsorgane der Verbandsmitglieder bestellt, und zwar fur
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(5)

1)

(2)

3)

(1)
(2)

1)

(2)

(3)

die Dauer der Wabhlzeit der Vertretungsorgane, wenn Mitglieder dieser Organe bestellt
werden. Die Bestellung nach Satz 2 kann durch Beschluss der Vertretungsorgane aus
wichtigem Grund widerrufen werden; sie ist zu widerrufen, wenn ein Verbandsrat, der
dem Vertretungsorgan eines Verbandsmitglieds angehdrt, vorzeitig aus dem Wahlamt
oder Vertretungskorperschaft ausscheidet. Die Verbandsréate und ihre Stellvertreter
tben ihr Amt bis zum Amtsantritt der neuen Verbandsrate weiter aus.

Jeder Verbandsrat hat eine Stimme.

§ 7 Einberufung der Verbandsversammlung

Die Verbandsversammlung tritt auf schriftliche Einladung des Verbandsvorsitzenden
zusammen. Die Einladung muss Tagungszeit und -ort und die Beratungsgegenstande
angeben und den Verbandsraten spatestens eine Woche vor der Sitzung zugehen. In
dringenden Fallen kann der Verbandsvorsitzende die Frist bis auf vierundzwanzig
Stunden abkirzen.

Die Verbandsversammlung ist mindestens jahrlich einmal einzuberufen. Sie muss au-
Rerdem einberufen werden, wenn es ein Drittel der Verbandsréte oder die Aufsichts-
behorde beantragt; im Antrag sind die Beratungsgegenstande anzugeben.

Die Aufsichtsbehérde und die fur die Beratungsgegenstande jeweils zustandigen
Fachbehodrden sind von der Sitzung zu unterrichten. Abs. 1 Satz 2 und 3 gilt entspre-
chend.

§ 8 Sitzungen der Verbandsversammlung

Der Verbandsvorsitzende bereitet die Beratungsgegenstande der Verbandsversamm-
lung vor. Er leitet die Sitzung und handhabt die Ordnung wéhrend der Sitzung.

Die Vertreter der Aufsichtsbehdrde und der jeweiligen Fachbehdrden und die mit An-
gelegenheiten des Wasserzweckverbandes befassten Bediensteten der Verwaltungs-
gemeinschaft Wartenberg haben das Recht, an den Sitzungen beratend teilzunehmen.
Auf Antrag ist ihnen das Wort zu erteilen. Die Ver-bandsversammlung kann auch an-
dere Personen horen.

8§ 9 Beschliusse und Wahlen der Verbandsversammlung

Die Verbandsversammlung ist beschlussfahig, wenn samtliche Verbandsrate ord-
nungsgemal geladen sind und die Mehrheit der Verbandsrate anwesend und stimm-
berechtigt ist. Uber andere als in der Einladung angegebene Beratungsgegenstande
darf nur dann Beschluss gefasst werden, wenn alle Verbandsrate erschienen und mit
einer Beschlussfassung einverstanden sind.

Wird die Verbandsversammlung wegen Beschlussunfahigkeit, die nicht auf der per-
sonlichen Beteiligung der Mehrheit der Verbandsrate beruht, innerhalb von vier Wo-
chen zum zweiten Mal zur Verhandlung uber denselben Gegenstand einberufen, so ist
sie ohne Rucksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfahig; auf diese Folge ist
in der zweiten Ladung ausdrucklich hinzuweisen.

Soweit das Gesetz Uber die kommunale Zusammenarbeit oder diese Verbandssat-
zung nicht etwas anderes vorschreiben, werden die Beschliisse der Verbandsver-
sammlung mit einfacher Mehrheit der Abstimmenden gefasst; es wird offen abge-
stimmt. Solange ein Verbandsmitglied keine anderen Vertreter bestellt hat, bt der ers-
te Burgermeister das Stimmrecht aller Vertreter aus. Bei Stimmengleichheit ist der An-
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(4)

()

(1)

trag abgelehnt. Kein Verbandsrat darf sich der Stimme enthalten, enthalt sich ein Ver-
bandsrat trotzdem der Stimme, so gehdrt er nicht zu den Abstimmenden.

Bei Wahlen gelten die Absatze 1 bis 3 entsprechend; die Vorschriften tGber die persén-
liche Beteiligung finden keine Anwendung. Es wird geheim abgestimmt. Gewabhlt ist,
wer mehr als die Halfte der abgegebenen gultigen Stimmen erhalt. Wird die Mehrheit
im ersten Wahlgang nicht erreicht, so findet Stichwahl unter den beiden Bewerbern mit
den hdchsten Stimmenzahlen statt. Bei Stimmengleichheit in der Stichwahl entschei-
det das Los. Haben im ersten Wahlgang drei oder mehr Bewerber die gleiche Anzahl
vom Stimmen erhalten, so entscheidet das Los, welche Bewerber in die Stichwahl
kommen. Hat ein Bewerber die hochste, zwei oder mehr Bewerber die gleiche nachst-
hohere Stimmenzahl erhalten, so entscheidet das Los, wer von diesen in die Stichwahl
mit dem Bewerber mit der héchsten Stimmenzahl kommt.

Die Beschlisse und Wahlergebnisse sind unter Angabe von Tag und Ort der Sitzung,
der Namen der anwesenden Verbandsrate, der behandelten Gegenstande und der
Abstimmungsergebnisse (Stimmenverhéltnis) in ein Beschlussbuch einzutragen und
von dem Verbandsvorsitzenden und dem Schriftfiihrer zu unterzeichnen. Als Schrift-
fuhrer kann eine Dienstkraft des Zweckverbands, der VG oder eines Verbandsmit-
glieds, soweit dieses zustimmt, zugezogen werden.

Verbandsrate, die einem Beschluss nicht zugestimmt haben, kbnnen bis zum Schluss
der Sitzung verlangen, dass das in der Niederschrift vermerkt wird. Abschriften der
Niederschrift sind unverzuglich den Verbandsmitgliedern und der Aufsichtsbehoérde zu
Ubermitteln.

8 10 Zustandigkeit der Verbandsversammlung

Die Verbandsversammlung ist ausschlief3lich zustandig far

1. die Entscheidung tber die Errichtung und die wesentliche Erweiterung der den Ver-
bandsaufgaben dienenden Einrichtungen;

2. die Beschlussfassung uiber den Erlass, die Anderung oder die Aufhebung von Sat-
zungen und Verordnungen;

3. die Beschlussfassung Uber die Haushaltssatzung, die Nachtragshaushaltssatzun-
gen und die Aufnahme von zusétzlichen Krediten wéhrend der vorlaufigen Haus-
haltsfihrung,

4. die Beschlussfassung uber den Finanzplan,

5. die Feststellung der Jahresrechnung oder des Jahresabschlusses und die Entlas-
tung,

6. die Wahl des Verbandsvorsitzenden und seiner Stellvertreter, die Bestellung der

Mitglieder des Verbandsausschusses und die Festsetzung von Entschadigungen,

die Bildung, Besetzung und Auflésung weiterer Ausschuisse;

den Erlass, die Anderung oder die Aufhebung der Geschéftsordnung fur die Ver-

bandsversammlung;

9. der Erlass, die Anderung oder die Aufhebung der Betriebssatzung fiir einen Eigen-
betrieb oder der Unternehmenssatzung fur ein Kommunalunternehmen des Zweck-
verbandes,

10.die Entscheidung tUber die unmittelbare oder mittelbare Beteiligung sowie die Ver-
aul3erung einer solchen Beteiligung eines Zweckverbandes an einem Unternehmen
in Privatrechtsform,

11.die Beschlussfassung liber die Anderung der Verbandssatzung, die Auflésung des
Zweckverbandes und die Bestellung von Abwicklern.

o~
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1)
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(@)

(1)

@)

3)

(4)

()

Die Verbandsversammlung beschliel3t ferner tUber die anderen ihr im Gesetz Uber die

kommunale Zusammenarbeit zugewiesenen Gegenstande. Sie ist insbesondere zu-

standig fur die Beschlussfassung tber

1. den Erwerb, die Belastung und die Veraul3erung von Grundstiicken;

2. den Abschluss von Rechtsgeschaften aller Art, die fir den Zweckverband Ver-
pflichtungen in Hohe von mehr als 6.000,-- Euro mit sich bringen;

3. den Gesamtplan der im Rechnungsjahr oder in mehreren Rechnungsjahren durch-
zufuhrenden Unterhaltungsarbeiten.

Die Verbandsversammlung kann die Zustandigkeiten nach Absatz 3 allgemein oder fur

den Einzelfall auf beschlieBende Ausschisse bertragen. Sie kann diese Ubertragung

jederzeit fur die Zukunft widerrufen.

8§ 11 Rechtsstellung der Verbandsrate

Die Verbandsrate sind ehrenamtlich tatig. Die Entschadigung richtet sich nach der
Entschadigungssatzung.

8 12 Wahl des Verbandsvorsitzenden

Der Verbandsvorsitzende und seine Stellvertreter werden von der Verbandsversamm-
lung aus ihrer Mitte gewahlt. Der Verbandsvorsitzende soll der gesetzliche Vertreter
eines Verbandsmitglieds sein.

Der Verbandsvorsitzende und seine Stellvertreter werden auf die Dauer von sechs
Jahren, sind sie Inhaber eines kommunalen Wahlamtes eines Verbandsmitgliedes, auf
die Dauer dieses Amtes gewahlt. Sie dben Ihr Amt nach Ablauf der Zeit, fir die sie
gewahlt sind, bis zum Amtsantritt des neugewéhlten Verbandsvorsitzenden weiter aus.

8 13 Zustandigkeit des Verbandsvorsitzenden

Der Verbandsvorsitzende vertritt den Zweckverband nach auf3en.
Der Verbandsvorsitzende vollzieht die Beschlisse der Verbandsversammlung und
erledigt in eigener Zustandigkeit alle Angelegenheiten, die nach der Gemeindeord-
nung kraft Gesetzes dem ersten Burgermeister zukommen. Er erfullt die ihm im Ge-
setz Uber die kommunale Zusammenarbeit zugewiesenen weiteren Aufgaben.
Durch besonderen Beschluss der Verbandsversammlung kénnen der/ dem Verbands-
vorsitzenden unbeschadet des § 10 Abs. 1 weitere Angelegenheiten zur selbststandi-
gen Erledigung Ubertragen werden.
Der Verbandsvorsitzende kann einzelne Befugnisse den Stellvertretern und laufende
Verwaltungsangelegenheiten Dienstkraften des Zweckverbandes oder mit Zustim-
mung eines Verbandsmitglieds dessen Dienstkraften sowie Bediensteten der Verwal-
tungsgemeinschaft Wartenberg Gbertragen.

Erklarungen, durch die der Zweckverband verpflichtet werden soll, bedurfen der
Schriftform. Das gilt nicht bei Geschaften, die fur den Zweckverband einmalige
Verpflichtungen von nicht mehr als 100,-- Euro mit sich bringen.

§ 14 Rechtsstellung des Verbandsvorsitzenden

Der Verbandsvorsitzende und seine Stellvertreter sind ehrenamtlich téatig. Der Verbands-
vorsitzende erhalt flr seine Tatigkeit eine Aufwandsentschadigung nach Mal3gabe der
Regelung in § 11.
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8 15 Dienstkrafte des Zweckverbandes

(1) Der Zweckverband bedient sich des Personals der Verwaltungsgemeinschaft Warten-
berg.

(2) Der Geschaftsablauf wird durch Zweckvereinbarungen mit der Verwaltungsgemein-
schaft Wartenberg geregelt.

lll. Wirtschafts- und Haushaltsfiihrung
8 16 Anzuwendende Vorschriften

Fir die Wirtschafts- und Haushaltsfiihrung des Zweckverbandes gelten die Vorschriften fir
Gemeinden entsprechend, soweit sich nicht aus dem Gesetz tber die kommunale Zu-
sammenarbeit etwas anderes ergibt.

§ 17 Haushaltssatzung

(1) Der Entwurf der Haushaltssatzung ist den Verbandsmitgliedern spatestens vier Wo-
chen vor der Beschlussfassung in der Verbandsversammlung zu tUbermitteln.

(2) Die Haushaltssatzung ist spatestens einen Monat vor Beginn des Rechnungsjahres zu
beschlieRen und mit ihren Anlagen der Aufsichtsbehorde vorzulegen. Rechnungs- und
Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr.

(3) Die Haushaltssatzung wird, wenn rechtsaufsichtliche Genehmigungen erforderlich
sind, nach Erteilung der Genehmigungen, sonst vier Wochen nach der Vorlage an die
Aufsichtsbehdrde nach 8§ 22 Abs. 1 bekannt gemacht.

8§ 18 Deckung des Finanzbedarfs

(1) Der Zweckverband erhebt von den Wasserabnehmern Gebihren und Beitrédge nach
den Vorschriften des Kommunalabgabenrechts.

(2) Der durch Gebuhren, Beitrdge und sonstige Einnahmen nicht gedeckte Finanzbedarf
fur die Errichtung, Erweiterung und Erneuerung der Wasserversorgungsanlage wird
auf die Verbandsmitglieder umgelegt (Investitionsumlage). Umlegungsschlissel sind
die Wasseranteile der jeweiligen Verbandsmitglieder nach der letzten Zahlerablesung.

(3) Der durch Gebihren, Beitrage und sonstige Einnahmen nicht gedeckte laufende Fi-
nanzbedarf wird auf die Verbandsmitglieder umgelegt (Betriebskostenumlage). Umle-
gungsschlussel ist das Verhaltnis nach der letzten Zahlerablesung im Gebiet der ein-
zelnen Verbandsmitglieder angeschlossenen Wasseranteile.

8 19 Festsetzung und Zahlung der Umlagen

(1) Die Investitionsumlage und die Betriebskostenumlage werden in der
Haushaltssatzung fur jedes Rechnungsjahr neu festgesetzt. Sie kodnnen nur
wahrend des Rechnungsjahres durch eine  Nachtragshaushaltssatzung
geandert werden.

(2) Die Umlagebetrage sind den einzelnen Verbandsmitgliedern durch schriftlichen
Bescheid mitzuteilen
(Umlagebescheid).

(3) Die Investitionsumlage und die Betriebskostenumlage werden mit einem Viertel ihrer
Jahresbetrage am 10. jedes dritten Quartalsmonats fallig. Werden sie nicht rechtzeitig
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entrichtet, so kbnnen von den sdumigen Verbandsmitgliedern Verzugszinsen bis zu 1
v.H. fir den Monat gefordert werden.

(4) Ist die Investitionsumlage oder die Betriebskostenumlage bei Beginn des Rechnungs-
jahres noch nicht festgesetzt, so kann der Zweckverband bis zur Festsetzung vorlaufi-
ge vierteljahrliche Teilbetrage in Hohe der im abgelaufenen Rechnungsjahr zuletzt er-
hobenen Teilbetrdge erheben. Nach Festsetzung der Umlage fur das laufende Rech-
nungsjahr ist Uber die vorlaufigen Zahlungen zum nachsten Falligkeitszeitpunkt abzu-
rechnen.

§ 20 Kassenverwaltung

Der Zweckverband bedient sich des Personals der Verwaltungsgemeinschaft Wartenberg.
Die Anordnungsbefugnis obliegt dem Verbandsvorsitzenden; sie kann auf Personal der
Verwaltungsgemeinschaft Wartenberg delegiert werden.

§ 21 Jahresrechnung, Prufung

(1) Der Verbandsvorsitzende legt die Jahresrechnung/ den Jahresabschluss der Ver-
bandsversammlung innerhalb von sechs Monaten nach Abschluss des Rechnungsjah-
res vor,

(2) Die Jahresrechnung/ Der Jahresabschluss soll von der Verbandsversammlung oder
von einem Prifungsausschuss binnen drei Monaten ortlich geprift werden. Der Pri-
fungsausschuss ist aus der Mitte der Verbandsversammlung zu bilden. Er besteht aus
drei Verbandsraten. Der Vorsitzende des Rechnungsprifungsausschusses wird von
der Verbandsversammlung bestimmit.

(3) Nach der ortlichen Prifung wird die Jahresrechnung/ der Jahresabschluss von der
Verbandsversammlung festgestellt.

(4) Nach der Feststellung der Jahresrechnung veranlasst der Verbandsvorsitzende die
uberortliche Rechnungspriifung. Uberdrtliches Priifungsorgan ist die staatliche Rech-
nungsprufungsstelle des Landratsamtes Erding.

(5) Aufgrund des Ergebnisses der Uberortlichen Rechnungsprifung beschliel3t die Ver-
bandsversammlung endgultig tber die Anerkennung der Jahresrechnung.

IV. Schlussbestimmungen
§ 22 Offentliche Bekanntmachungen

(1) Die Satzungen und Verordnungen des Zweckverbandes werden im Amtsblatt des
Landratsamtes Erding bekannt gemacht. Die Verbandsmitglieder weisen in der fur die
Bekanntmachung ihrer Satzungen vorgesehenen Form auf diese Bekanntmachung
hin. Die Satzungen und Verordnungen koénnen in der Geschaftsstelle des Zweckver-
bandes eingesehen werden.

(2) Sonstige 6ffentliche Bekanntmachungen des Zweckverbandes sind von den Ver-
bandsmitgliedern in der fur ihre eigenen Bekanntmachungen ortstiblichen Weise vor-
zunehmen.

§ 23 Besondere Zustandigkeiten der Aufsichtsbehotrde

(1) Abweichend von 8§ 7 Abs. 1 wird die Verbandsversammlung zu ihrer ersten Sitzung
von der Aufsichtsbehdrde einberufen. Die Aufsichtsbehdrde kann die Verbandsver-
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(@)

(1)

(2)

sammlung auch einberufen, wenn der Vorsitzende und sein Stellvertreter verhindert
sind und die Tagung der Verbandsversammlung unauf-schiebbar ist.

Bei Streitigkeiten zwischen dem Zweckverband und den Verbandsmitgliedern, wenn
sie sich gleichgeordnet gegeniberstehen, und bei Streitigkeiten der Mitglieder des
Zweckverbandes untereinander aus dem Verbandsverhaltnis ist die Aufsichtsbehorde
zur Schlichtung anzurufen.

§ 24 Auflésung

Die Auflésung des Zweckverbandes bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der sat-
zungsmaRigen Stimmenzahl in der Verbandsversammlung und der Genehmigung der
Aufsichtsbehdrde. Die Auflosung ist wie diese Verbandssatzung bekannt zu machen.
Findet eine Abwicklung statt, so haben die beteiligten Gemeinden das Recht, die auf
ihrem Gebiet gelegenen Gegenstande des Anlagevermdgens zum geschéatzten Zeit-
wert zu bernehmen. Im Ubrigen ist das Vermdgen nach Befriedigung der Glaubiger
an die Verbandsmitglieder unter Anrechnung der ibernommenen Gegenstande nach
dem Verhaltnis der von ihnen insgesamt entrichteten Investitionsumlagebetrage zu
verteilen. Soweit das Vermoégen die entrichteten Investitionsumlagebetrage tbersteigt,
darf es nur fur steuerbeguinstigte Zwecke verwendet werden.

(3) Scheidet ein Verbandsmitglied aus dem Zweckverband aus, ohne dass dadurch der

Zweckverband aufgel6st wird, so wird es mit dem Betrag abgefunden, den es bei der
Auflésung erhalten wirde, wenn der Zweckverband zum Zeitpunkt seines Ausschei-
dens aufgelost werden wirde. Es hat das Recht, die auf seinem Gebiet gelegenen
Gegenstdnde des Anlagevermodgens unter Anrechnung auf seinen Abfin-
dungsanspruch zum geschatzten Zeitwert zu Ubernehmen. Der Abfindungsanspruch
wird ein Jahr nach dem Ausscheiden, spatestens im Fall der Auflosung des Zweck-
verbandes féllig. Die Beteiligten konnen fiur die Berechnung und Falligkeit des Abfin-
dungsanspruchs eine abweichende Regelung vereinbaren.

§ 25 Inkrafttreten

Diese Verbandssatzung tritt am 01.01.2007 in Kraft. Die Verbandssatzung vom
16.12.2003 tritt zum gleichen Zeitpunkt aul3er Kraft.

Wartenberg, 07.12.2006
gez.

Rudolf Weil}
Verbandsvorsitzender
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SATZUNG

fur die 6ffentliche Wasserversorgungseinrichtung des Wasser-

zweckverbandes Berglerner Gruppe
(Wasserabgabesatzung - WAS)

Auf Grund der Art.23, 24 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 und Abs. 2 der Gemeindeordnung erlasst der
Wasserzweckverband "Berglerner Gruppe" mit Beschluss vom 23.11.2006 folgende Sat-
zung:

(1)

(@)

(1)

(2)

Offentliche Einrichtung

Der Zweckverband betreibt eine Wasserversorgungseinrichtung als o6ffentliche Einrich-
tung fur die Gemeindegebiete

a) Gemeinde Berglern, gesamtes Gemeindegebiet

b) Gemeinde Fraunberg, fir den Bereich der ehemaligen Gemeinden Fraunberg und
Reichenkirchen.

c) Gemeinde Langenpreising, gesamtes Gemeindegebiet

d) Stadt Moosburg fir den Bereich der ehnemaligen Gemeinde Pfrombach, soweit er im
Lageplan laut Anlage zu dieser Satzung (Karte 1 : 15.000 vom 01.12.2003) gekenn-
zeichnet ist

e) Markt Wartenberg, gesamtes Gemeindegebiet mit Ausnahmen der Ortschaften
bzw. Eindden Schachtelberg, Thenn, Moos, Fendsbach und Hardt.

Art und Umfang der Wasserversorgungseinrichtung bestimmt der Zweckverband.

8 2 Grundstucksbegriff - Grundstickseigentimer

Grundstuck im Sinn dieser Satzung ist jedes raumlich zusammenhangende und einem
gemeinsamen Zweck dienende Grundeigentum desselben Eigentimers, das eine
selbstandige wirtschaftliche Einheit bildet, auch wenn es sich um mehrere Grundsti-
cke oder Teile von Grundsticken im Sinn des Grundbuchrechts handelt. Rechtlich
verbindliche, planerische Festlegungen sind zu berucksichtigen.

Die Vorschriften dieser Satzung fir die Grundstickseigentimer gelten auch fir Erb-
bauberechtigte oder ahnlich zur Nutzung eines Grundstiicks dinglich Berechtigte. Von
mehreren dinglich Berechtigten ist jeder berechtigt und verpflichtet; sie haften als Ge-
samtschuldner.

§ 3 Begriffshestimmungen

Im Sinne dieser Satzung haben die nachstehenden Begriffe folgende Bedeutung:

Versorgungsleitungen sind die Wasserleitungen im Wasserversorgungs-
gebiet, von denen die Grundsticksanschlisse
abzweigen

Grundstiicksanschliisse sind die Wasserleitungen (Hausanschliisse) von

der Abzweigstelle der Versorgungsleitung bis zur
Ubergabestelle; sie beginnen mit der Anschluss-
vorrichtung und enden mit der Hauptabsperrvor-
richtung.

Anschlussvorrichtung ist die Vorrichtung zur Wasserentnahme aus der
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Versorgungsleitung, umfassend Anbohrschelle
mit integrierter oder zusatzlicher Absperrarmatur
oder Abzweig mit Absperrarmatur samt den da-
zugehorigen technischen Einrichtungen.

Hauptabsperrvorrichtung ist die erste Armatur auf dem Grundstick, mit der

die gesamte nachfolgende Wasserverbrauchsan-
lage einschliel3lich Wasserzahler abgesperrt wer-

den kann.

Ubergabestelle ist das Ende des Grundsticksanschlusses hinter
der Hauptabsperrvorrichtung im Grund-
stuck/Gebaude.

Wasserzahler sind Messgerate zur Erfassung des durchgeflos-

senen Wasservolumens. Absperrventile und etwa
vorhandene

Anlagen des Grundstlckseigentimer sind die Gesamtheit der Anlagenteile in
(= Verbrauchsleitungen) Grundstiucken oder in Gebauden hinter der Uber-

(1)

(2)

3)

(4)

(1)

gabestelle; als solche gelten auch Eigengewin-
nungsanlagen, wenn sie sich ganz oder teilweise
im gleichen Gebaude befinden.

8 4 Anschluss- und Benutzungsrecht

Jeder Grundstuckseigentimer kann verlangen, dass sein Grundstick nach Mal3gabe
dieser Satzung an die Wasserversorgungseinrichtung angeschlossen und mit Wasser
beliefert wird.

Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstiicke, die
durch eine Versorgungsleitung erschlossen werden. Der Grundstiickseigentimer kann
unbeschadet weitergehender bundes- oder landesgesetzlicher Vorschriften nicht ver-
langen, dass eine neue Versorgungsleitung hergestellt oder eine bestehende Versor-
gungsleitung geandert wird. Welche Grundstiicke durch die Versorgungsleitung er-
schlossen werden, bestimmt der Zweckverband.

Der Zweckverband kann den Anschluss eines Grundstiicks an eine bestehende Ver-
sorgungsleitung versagen, wenn die Wasserversorgung wegen der Lage des Grund-
stiickes oder aus sonstigen technischen oder betrieblichen Grinden des Zweckver-
bandes erhebliche Schwierigkeiten bereitet oder besondere Mal3nahmen erfordert, es
sei denn, der Grundstickseigentimer Ubernimmt die Mehrkosten, die mit dem Bau
und Betrieb zusammenhangen, und leistet auf Verlangen Sicherheit.

Der Zweckverband kann ferner das Benutzungsrecht in begriindeten Einzelféallen aus-
schlieBen oder einschranken, soweit nicht die Bereitstellung von Wasser in Trinkwas-
serqualitat erforderlich ist. Das gilt auch fur die Vorhaltung von Loschwasser.

8 5 Anschluss- und Benutzungszwang

Die zum Anschluss Berechtigten (8 4) sind verpflichtet, die Grundstiicke, auf denen
Wasser verbraucht wird, an die 6ffentliche Wasserversorgungseinrichtung anzuschlie-
Ben (Anschlusszwang). Ein Anschlusszwang besteht nicht, wenn der Anschluss recht-
lich oder tatsachlich unmdglich ist.
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3)

1)

(@)

1)

(2)
3)

(4)

Auf Grundsticken, die an die offentliche Wasserversorgungseinrichtung angeschlos-
sen sind, ist der gesamte Bedarf an Wasser im Rahmen des Benutzungsrechts (§ 4)
ausschlief3lich aus dieser Einrichtung zu decken (Benutzungszwang). Gesammeltes
Niederschlagswasser darf ordnungsgemafd fur Zwecke der Gartenbewasserung und
zur Toilettenspilung verwendet werden. Verpflichtet sind die Grundstiickseigentimer
und alle Benutzer der Grundstticke. Sie haben auf Verlangen des Zweckverbandes die
dafiir erforderliche Uberwachung zu dulden.

Vom Benutzungszwang ausgenommen ist die Gartenbewasserung.

8 6 Befreiung vom Anschluss- oder Benutzungszwang

Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur Benutzung wird auf Antrag ganz oder
zum Teil befreit, wenn der Anschluss oder die Benutzung aus besonderen Griinden
auch unter Berticksichtigung der Erfordernisse des Gemeinwohls nicht zumutbar ist.
Der Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der Grinde schriftlich beim Zweckverband
einzureichen.

Die Befreiung kann befristet, unter Bedingungen, Auflagen und Widerrufsvorbehalt
erteilt werden.

§ 7 Beschrankung der Benutzungspflicht

Auf Antrag wird die Verpflichtung zur Benutzung auf einen bestimmten Verbrauchs-
zweck oder Teilbedarf beschréankt, soweit das fur die 6ffentliche Wasserversorgung
wirtschaftlich zumutbar ist und nicht andere Rechtsvorschriften oder Grinde der
Volksgesundheit entgegenstehen.

Grunde der Volksgesundheit stehen einer Beschrankung der Benutzungspflicht insbe-
sondere entgegen, wenn fur den jeweiligen Verbrauchszweck oder Teilbedarf i.S.v.
Satz 1 Trinkwasser oder Wasser mit der Beschaffenheit von Trinkwasser erforderlich
ist und die Versorgung mit solchem Wasser nur durch die Benutzung der 6ffentlichen
Wasserversorgung gewahrleistet wird.

8§ 6 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 findet entsprechende Anwendung

Absatz 1 gilt nicht fur die Versorgung von Industrieunternehmen und Weiterverteilern
sowie flr die Vorhaltung von Léschwasser.

Vor der Errichtung oder Inbetriebnahme einer Eigengewinnungsanlage hat der Grund-
stiickseigentimer dem Zweckverband Mitteilung zu machen; dasselbe gilt, wenn eine
solche Anlage nach dem Anschluss an die 6ffentliche Wasserversorgung weiterbetrie-
ben werden soll. Er hat durch geeignete MalRnahmen sicherzustellen, dass von seiner
Eigengewinnungsanlage keine  Ruckwirkungen in  das  Offentliche  Was-
serversorgungsnetz maoglich sind. Bei einer Nachspeisung von Trinkwasser aus der o6f-
fentlichen Wasserversorgungseinrichtung in eine Eigengewinnungsanlage ist ein freier
Auslauf zu verwenden (Ausfuihrung nach DIN 1988 Teil 4 Nr. 4.2.1.).

§ 8 Sondervereinbarungen
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(3)

(4)

(5)

(1)

(2)

Ist der Grundsttickseigentiimer nicht zum Anschluss berechtigt oder verpflichtet, so
kann der Zweckverband durch Vereinbarung ein besonderes Benutzungsverhaltnis
begrinden.

Fur dieses Benutzungsverhaltnis gelten die Bestimmungen dieser Satzung und der
Beitrags- und Gebuhrensatzung entsprechend. Ausnahmsweise kann in der Sonder-
vereinbarung Abweichendes bestimmt werden, soweit dies sachgerecht ist.

8 9 Grundsticksanschluss

Die Grundstiicksanschlisse stehen vorbehaltlich abweichender Vereinbarung im Ei-
gentum des Zweckverbandes.

Der Zweckverband bestimmt Zahl, Art, Nennweite und Fuhrung der Grundstiicksan-
schliisse sowie deren Anderung. Sie bestimmt auch, wo und an welche Versorgungs-
leitung anzuschliel3en ist. Der Grundstickseigentimer ist vorher zu héren; seine be-
rechtigten Interessen sind nach Moglichkeit zu wahren. Soll der Grundstucksanschluss
auf Wunsch des Grundstiickseigentiimers nachtraglich geandert werden, so kann der
Zweckverband verlangen, dass die ndheren Einzelheiten einschliel3lich der Kostentra-
gung vorher in einer gesonderten Vereinbarung geregelt werden.

Der Grundsticksanschluss wird vom Zweckverband hergestellt, angeschafft, verbes-
sert, unterhalten, erneuert, geéndert, abgetrennt und beseitigt. Er muss zuganglich
und vor Beschadigung geschiitzt sein.

Der Grundstiuckseigentimer hat die baulichen Voraussetzungen fir die sichere Errich-
tung des Grundstucksanschlusses zu schaffen. Der Zweckverband kann hierzu schrift-
lich eine angemessene Frist setzen. Der Grundstickseigentimer darf keine Einwir-
kungen auf den Grundsticksanschluss vornehmen oder vornehmen lassen.

Der Grundstlickseigentimer und die Benutzer haben jede Beschadigung des Grund-
stiicksanschlusses, insbesondere das Undichtwerden von Leitungen sowie sonstige
Stérungen unverziglich dem Zeckverband mitzuteilen.

8 10 Anlage des Grundstiickseigentiimers

Der Grundstuckseigentimer ist verpflichtet, fur die ordnungsgemafe Errichtung, Er-
weiterung, Anderung und Unterhaltung der Anlage von der Ubergabestelle ab, mit
Ausnahme des Wasserzahlers, zu sorgen. Hat er die Anlage oder Teile davon einem
anderen vermietet oder sonst zur Benutzung Uberlassen, so ist er neben dem anderen
verpflichtet.

Die Anlage darf nur unter Beachtung der Vorschriften dieser Satzung und anderer ge-
setzlicher oder behoérdlicher Bestimmungen sowie nach den anerkannten Regeln der
Technik errichtet, erweitert, geandert und unterhalten werden. Anlage und
Verbrauchseinrichtungen muissen so beschaffen sein, dass Stérungen anderer Ab-
nehmer oder der 6ffentlichen Versorgungseinrichtungen sowie Ruckwirkungen auf die
Gute des Trinkwassers ausgeschlossen sind. Der Anschluss wasserverbrauchender
Einrichtungen jeglicher Art geschieht auf Gefahr des Grundstiickseigentimers.
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Es durfen nur Materialien und Gerate verwendet werden, die entsprechend den aner-
kannten Regeln der Technik beschaffen sind. Das Zeichen einer anerkannten Prifstel-
le (Z.B. DIN-DVGW, DVGW- oder Gs-Zeichen) bekundet, dass diese Voraussetzun-
gen erflllt sind.

Anlageteile, die sich vor den Wasserzahler befinden, kdnnen plombiert werden. Eben-
so konnen Anlageteile, die zur Anlage des Grundstiickseigentimers gehdren, unter
Plombenverschluss genommen werden, um eine einwandfreie Messung zu gewahr-
leisten. Die dafir erforderliche Ausstattung der Anlage ist nach den Angaben des
Zweckverbandes zu veranlassen.

8 11 Zulassung und Inbetriebsetzung der Anlage des Grundstiickseigentiimers

Bevor die Anlage des Grundstickseigentiimers hergestellt oder wesentlich geandert
wird, sind dem Zweckverband folgende Unterlagen in doppelter Fertigung einzurei-
chen:

a) eine Beschreibung der geplanten Anlage des Grundstiickseigentimers und ein La-
geplan,

b) der Name des Unternehmers, der die Anlage errichten soll.

c) Angaben uber eine etwaige Eigenversorgung.

d) im Fall des § 4 Abs. 3 die Verpflichtung zur Ubernahme der Mehrkosten.

Die einzureichenden Unterlagen haben den beim Zweckverband aufliegenden Mustern

zu entsprechen. Alle Unterlagen sind von den Bauherren und Planfertigern zu unter-
schreiben.

(2)

3)

(4)

Der Zweckverband priift, ob die beabsichtigten Anlagen den Bestimmungen dieser
Satzung entsprechen. Ist das der Fall, so erteilt der Zweckverband schriftlich seine
Zustimmung und gibt eine Fertigung der eingereichten Unterlagen mit Zustimmungs-
vermerk zuriick. Stimmt der Zweckverband nicht zu, setzt er dem Bauherrn unter An-
gabe der Mangel eine angemessene Frist zur Berichtigung. Die ge&nderten Unterla-
gen sind sodann erneut einzureichen. Die Zustimmung und die Uberpriifung befreien
den Grundstickseigentimer, den Bauherrn, den ausfihrenden Unternehmer und den
Planfertiger nicht von der Verantwortung flr die vorschriftsmaRige und fehlerfreie Pla-
nung und Ausfiihrung der Anlagen.

Mit den Installationsarbeiten darf erst nach schriftlicher Zustimmung des Zweckver-
bandes begonnen werden. Eine Genehmigungspflicht nach sonstigen, insbesondere
nach stral3en-, bau- und wasserrechtlichen Bestimmungen bleibt durch die Zustim-
mung unberihrt.

Die Einrichtung der Anlage und wesentliche Veranderungen dirfen nur durch den
Zweckverband oder durch ein Installationsunternehmen erfolgen, das in ein Installa-
teurverzeichnis des Zweckverbandes oder eines anderen Wasserversorgungsunter-
nehmens eingetragen ist. Der Zweckverband ist berechtigt, die Ausfuhrung der Arbei-
ten zu Uberwachen. Leitungen, die an Eigengewinnungsanlagen angeschlossen sind,
durfen nur mit vorheriger Zustimmung des Zweckverbandes verdeckt werden; andern-
falls sind sie auf Anordnung des Zweckverbandes freizulegen.
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1)

Der Grundstlckseigentiimer hat jede Inbetriebsetzung der Anlage beim Zweckverband
Uber das Installationsunternehmen zu beantragen. Der Anschluss der Anlage an das
Verteilungsnetz und die Inbetriebsetzung erfolgen durch den Zweckverband oder sei-
ne Beauftragten.

Von den Bestimmungen der Absétze 1 bis 4 kann der Zweckverband Ausnahmen zu-
lassen.

§ 12 Uberpriifung der Anlage des Grundstiickseigentiimers

Der Zweckverband ist berechtigt, die Anlage des Grundstickseigentiimers vor und
nach ihrer Inbetriebnahme zu Uberprifen. Er hat auf erkannte Sicherheitsmangel auf-
merksam zu machen und kann deren Beseitigung verlangen.

Werden Mangel festgestellt, welche die Sicherheit gefahrden oder erhebliche Stérun-
gen erwarten lassen, so ist der Zweckverband berechtigt, den Anschluss oder die Ver-
sorgung zu verweigern; bei Gefahr fur Leib oder Leben ist er hierzu verpflichtet.

Durch Vornahme oder Unterlassung der Uberpriifung der Anlage sowie durch deren
Anschluss an das Verteilungsnetz tibernimmt der Zweckverband keine Haftung fur die
Mangelfreiheit der Anlage. Dies gilt nicht, wenn er bei einer Uberprifung Mangel fest-
gestellt hat, die eine Gefahr fur Leib oder Leben darstellen.

§ 13 Abnehmerpflichten, Haftung

Der Grundstickseigentimer und die Benutzer haben den Beauftragten der Gemeinde,
die sich auf Verlangen auszuweisen haben, den Zutritt zu allen der Wasserversorgung
dienenden Einrichtungen zu gestatten, soweit dies zur Nachschau der Wasserleitun-
gen, zum Ablesen der Wasserzahler und zur Prifung, ob die Vorschriften dieser Sat-
zung und die von der Gemeinde auferlegten Bedingungen und Auflagen erfullt wer-
den, erforderlich ist. Der Grundsttickseigentimer, ggf. auch die Benutzer des Grund-
stiicks, werden davon nach Méglichkeit vorher verstandigt.

Der Grundstickseigentiimer und die Benutzer sind verpflichtet, alle fur die Prifung
des Zustandes der Anlagen erforderlichen Auskiinfte zu erteilen. Sie haben die Ver-
wendung zusatzlicher Verbrauchseinrichtungen vor Inbetriebnahme der Gemeinde
mitzuteilen, soweit sich dadurch die vorzuhaltende Leistung wesentlich erhoht.

Der Grundstuckseigentimer und die Benutzer haften der Gemeinde fur von ihnen ver-
schuldete Schaden, die auf eine Verletzung ihrer Pflichten nach dieser Satzung zu-
rickzufihren sind.

8 14 Grundstiicksbenutzung

Der Grundstickseigentimer hat das Anbringen und Verlegen von Leitungen ein-
schlie3lich Zubehor zur Zu- und Fortleitung von Wasser tber sein im Versorgungsge-
biet liegendes Grundstiick sowie sonstige Schutzmalinahmen unentgeltlich zuzulas-
sen, wenn und soweit diese MalRBnahmen fir die 6rtliche Wasserversorgung erforder-
lich sind. Diese Pflicht betrifft nur Grundstiicke, die an die Wasserversorgung an-
geschlossen oder anzuschlieBen sind die vom Eigentimer im wirtschaftlichen Zu-
sammenhang mit einem angeschlossenen oder zum Anschluss vorgesehenen Grund-
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stiick genutzt werden oder fir die Moglichkeit der Wasserversorgung sonst wirtschaft-
lich vorteilhaft ist. Die Verpflichtung entfallt, soweit die Inanspruchnahme der
Grundstiicke den Eigentimer in unzumutbarer Weise belasten wirde.

Der Grundstickseigentimer ist rechtzeitig Gber Art und Umfang der beabsichtigten
Inanspruchnahme seines Grundstiickes zu benachrichtigen.

Der Grundstiickseigentimer kann die Verlegung der Einrichtungen verlangen, wenn
sie an der bisherigen Stelle fur ihn nicht mehr zumutbar sind. Die Kosten der Verle-
gung hat der Zweckverband zu tragen; soweit die Einrichtungen nicht ausschlief3lich
der Versorgung des Grundstiicks dienen.

Wird der Wasserbezug nach § 22 Abs. 2 oder 3 eingestellt, ist der Grundsttickseigen-
tumer verpflichtet, nach Wahl des Zweckverbandes die Entfernung der Einrichtungen
zu gestatten oder sie noch funf Jahre unentgeltlich zu belassen, sofern dies nicht un-
zumutbar ist.

Die Absatze 1 bis 4 gelten nicht fur 6ffentliche Verkehrswege und Verkehrsflachen
sowie furr Grundstiicke, die durch Planfeststellung fiir den Bau von Offentlichen Ver-
kehrswegen und Verkehrsflachen bestimmt sind.

8 15 Art und Umfang der Versorgung

Der Zweckverband stellt das Wasser zu dem in der Beitrags- und Gebuhrensatzung
aufgefuhrten Entgelt zur Verfugung. Er liefert das Wasser als Trinkwasser unter dem
Druck und in der Beschaffenheit, die in dem betreffenden Abschnitt des Versorgungs-
gebietes Ublich sind, entsprechend den jeweils geltenden Rechtsvorschriften und den
anerkannten Regeln der Technik.

Der Zweckverband ist berechtigt, die Beschaffenheit und den Druck des Wassers im
Rahmen der gesetzlichen und behdrdlichen Bestimmungen sowie der anerkannten
Regeln der Technik zu &ndern, sofern dies aus wirtschaftlichen oder technischen
Griunden zwingend erforderlich ist. Der Zweckverband wird eine dauernde wesentliche
Anderung den Wasserabnehmern nach Mdglichkeit mindestens zwei Monate vor der
Umstellung schriftlich bekannt geben und die Belange der Anschlussnehmer moglichst
bertcksichtigen. Die Grundstickseigentiimer sind verpflichtet, ihre Anlagen auf eigene
Kosten den geanderten Verhéaltnissen anzupassen.

Der Zweckverband stellt das Wasser im allgemeinen ohne Beschrankung zu jeder
Tag- und Nachtzeit am Ende des Hausanschlusses zur Verfiigung. Das gilt nicht, so-
weit und solange der Zweckverband durch héhere Gewalt, durch Betriebsstérungen,
Wassermangel oder sonstige technische oder wirtschaftliche Umstande, deren Besei-
tigung ihm nicht zumutbar ist, an der Wasserversorgung gehindert ist. Der Zeckver-
band kann die Belieferung ablehnen, mengenmafiig und zeitlich beschranken oder un-
ter Auflagen und Bedingungen gewéhren, soweit das zur Wahrung des Anschluss-
und Benutzungsrechts der anderen Berechtigten erforderlich ist. Der Zweckverband
darf ferner die Lieferung unterbrechen, um betriebsnotwendige Arbeiten vorzunehmen.
Soweit moglich, gibt der Zweckverband Absperrungen der Wasserleitung vorher 6f-
fentlich bekannt und unterrichtet die Abnehmer lber Umfang und voraussichtliche
Dauer der Unterbrechung.
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Das Wasser wird lediglich zur Deckung des Eigenbedarfs fir die angeschlossenen
Grundstiicke geliefert. Die Uberleitung von Wasser in ein anderes Grundstiick bedarf
der schriftlichen Zustimmung des Zweckverbandes; die Zustimmung wird erteilt, wenn
nicht iberwiegende versorgungswirtschaftliche Grinde entgegenstehen.

Fur Einschrankungen oder Unterbrechungen der Wasserlieferung und fur Anderungen
des Drucks oder der Beschaffenheit des Wassers, die durch hohere Gewalt, Wasser-
mangel oder sonstige technische oder wirtschaftliche Umstande, die der Zweckver-
band nicht abwenden kann, oder aufgrund behdérdlicher Verfiigungen veranlasst sind,
steht dem Grundstiickseigentimer kein Anspruch auf Minderung verbrauchsunabhan-
giger Gebuhren zu.

8 16 Anschlusse und Benutzung der Wasserleitung fur Feuerléschzwecke

Sollen auf einem Grundstulck private Feuerléschanschlisse eingerichtet werden, so
sind Uber die naheren Einzelheiten einschlief3lich der Kostentragung besondere Ver-
einbarungen zwischen dem Grundstiickseigentimer und dem Zweckverband zu tref-
fen.

Private Feuerldscheinrichtungen werden mit Wasserzahlern ausgerustet. Sie missen
auch fur die Feuerwehr benutzbar sein.

Wenn es brennt oder wenn sonst Gemeingefahr droht, sind die Anordnungen des
Zweckverbandes, der Polizei und der Feuerwehr zu befolgen; insbesondere haben die
Wasserabnehmer ihre Leitungen und ihre Eigenanlagen auf Verlangen zum Feuerl6-
schen zur Verfigung zu stellen. Ohne zwingenden Grund durfen sie in diesen Fallen
kein Wasser entnehmen.

Bei Feuergefahr hat der Zweckverband das Recht, Versorgungsleitungen und Grund-
stucksanschlusse voriibergehend abzusperren. Dem von der Absperrung betroffenen
Wasserabnehmer steht hierfir kein Entschadigungsanspruch zu.

§ 17 Wasserabgabe fur voribergehende Zwecke
Wasserabgabe aus 6ffentlichen Entnahmestellen

Der Anschluss von Anlagen zum Bezug von Bauwasser oder zu sonstigen voruberge-
henden Zwecken ist rechtzeitig beim Zweckverband zu beantragen. Muss das Wasser
von einem anderen Grundstick bezogen werden, so ist die schriftliche Zustimmung
des Grundstiickseigentiimers beizubringen. Uber die Art der Wasserabgabe entschei-
det der Zweckverband; er legt die weiteren Bedingungen fir den Wasserbezug fest.

Falls Wasser aus 6ffentlichen Hydranten nicht zum Feuerléschen, sondern zu anderen
vorubergehenden Zwecken entnommen werden soll, stellt der Zweckverband auf An-
trag einen Wasserzahler, gegebenenfalls Absperrvorrichtung und Standrohr zur Ver-
fugung und setzt die Bedingungen fiir die Benutzung fest.

§ 18 Haftung bei Versorgungsstérungen

Fur Schaden, die ein Grundstuckseigentiimer durch Unterbrechung der Wasserver-
sorgung oder durch UnregelmaRigkeiten in der Belieferung erleidet, haftet der Zweck-
verband aus dem Benutzungsverhéltnis oder aus unerlaubter Handlung im Falle
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1. der T6tung oder Verletzung des Korpers oder der Gesundheit des Grundstiicksei-
gentimers, es sei denn, dass der Schaden vom Zweckverband oder einem Erful-
lungs- oder Verrichtungsgehilfen weder vorsatzlich noch fahrlassig verursacht wor-
den ist.

2. der Beschadigung einer Sache, es sei denn, dass der Schaden weder durch Vor-
satz noch durch grobe Fahrlassigkeit des Zweckverbandes oder eines Erfullungs-
oder Verrichtungsgehilfen verursacht worden ist.

3. eines Vermogensschadens, sei denn, dass dieser weder durch Vorsatz noch durch
grobe Fahrlassigkeit eines vertretungsberechtigten Organs des Zweckverbandes
verursacht worden ist. 8 831 Abs. 1 Satz 2 des Burgerlichen Gesetzbuches ist nur
bei vorsatzlichem Handeln von Verrichtungsgehilfen anzuwenden.

Gegentuber Benutzern und Dritten, an die der Grundstickseigentimer das gelieferte
Wasser im Rahmen des § 15 Abs. 4 weiterleitet, haftet der Zweckverband fir Scha-
den, die diesen durch Unterbrechung der Wasserversorgung oder durch Unregelma-
Rigkeiten in der Belieferung entstehen, wie einem Grundstiickseigentiimer.

Die Absatze 1 und 2 sind auch auf Anspriiche von Grundstiickseigentimern anzu-
wenden, die diese gegen ein drittes Wasserversorgungsunternehmen aus unerlaubter
Handlung geltend machen. Der Zweckverband ist verpflichtet, den Grundsttickseigen-
timern auf Verlangen Uber die mit der Schadensverursachung durch ein drittes Unter-
nehmen zusammenhangenden Tatsachen insoweit Auskunft zu geben, als sie ihm be-
kannt sind oder von ihm in zumutbarer Weise aufgeklart werden kénnen und ihre
Kenntnis zur Geltendmachung des Schadensersatzes erforderlich ist.

Die Ersatzpflicht entfallt fir Schaden unter 15,-- Euro.

Schaden sind dem Zweckverband unverziglich mitzuteilen.

8§ 19 Wasserzahler

Der Wasserzahler ist Eigentum des Zweckverbandes. Die Lieferung, Aufstellung,
technische Uberwachung, Unterhaltung, Auswechslung und Entfernung der Wasser-
zéhler sind Aufgabe des Zweckverbandes; er bestimmt auch Art, Zahl und Grol3e der
Wasserzahler sowie ihren Aufstellungsort. Bei der Aufstellung hat der Zweckverband
so zu verfahren, dass eine einwandfreie Messung gewahrleistet ist; er hat den Grund-
stlickseigentiimer zuvor anzuhdren und seine berechtigten Interessen zu wahren.

Der Zweckverband ist verpflichtet, auf Verlangen des Grundstiickseigentiimers die
Wasserzahler zu verlegen, wenn dies ohne Beeintrdchtigungen einer einwandfreien
Messung maoglich ist. Der Zweckverband kann die Verlegung davon abhéngig ma-
chen, dass der Grundsttickseigentiimer sich verpflichtet, die Kosten zu tibernehmen.

Der Grundstickseigentumer haftet fur das Abhandenkommen und die Beschadigung
der Wasserzéhler, soweit ihn hieran ein Verschulden trifft. Er hat den Verlust, Bescha-
digungen und Storungen dieser Einrichtungen dem Zweckverband unverzuglich mitzu-
teilen. Er ist verpflichtet, sie vor Abwasser, Schmutz und Grundwasser sowie vor Frost
zu schitzen.

Die Wasserzéahler werden von einem Beauftragten des Zweckverbandes mdglichst in
gleichen Zeitabstanden oder auf Verlangen des Zweckverbandes vom Grundstiicksei-
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1)

(2)

(1)

(2)

1)

@)

(3)

1)

gentimer selbst abgelesen. Dieser hat flr zu sorgen, dass die Wasserzahler leicht
zuganglich sind.

§ 20 Messeinrichtungen an der Grundsticksgrenze

Der Zweckverband kann verlangen, dass der Grundstiickseigentimer auf eigene Kos-

ten an der Grundsticksgrenze nach seiner Wahl einen geeigneten Wasserzéhler-

schacht oder Wasserzahlerschrank anbringt, wenn

1. das Grundstiick unbebaut ist oder

2. die Versorgung des Gebaudes mit Grundstucksanschliussen erfolgt, die unverhalt-
nismafig lang sind oder nur unter besonderen Erschwernissen verlegt werden kon-
nen, oder

3. kein Raum zur frostsicheren Unterbringung des Wasserzahlers vorhanden ist.

Der Grundstuckseigentimer ist verpflichtet, die Einrichtungen in ordnungsgemé&fiem
Zustand und jederzeit zuganglich zu halten.

§ 21 Nachprufung von Wasserzahler

Der Grundstickseigentimer kann jederzeit die Nachprifung der Wasserzahler durch
eine Eichbehorde oder eine staatlich anerkannte Prifstelle im Sinne des § 6 Abs. 2
des Eichgesetzes verlangen. Stellt der Grundstiickseigentimer den Antrag auf Pri-
fung nicht beim Zweckverband, so hat er diesen vor Antragstellung zu benachrichti-
gen.

Der Zweckverband braucht dem Verlangen auf Nachprifung der Wasserzahler nur
nachzukommen, wenn der Grundstiickseigentiimer sich verpflichtet, die Kosten zu -
bernehmen, falls die Abweichung die gesetzlichen Verkehrsfehlergrenzen nicht tber-
schreitet.

§ 22 Anderungen; Einstellung des Wasserbezugs

Jeder Wechsel des Grundstickseigentimers ist dem Zweckverband unverziglich
schriftlich mitzuteilen.

Will ein Grundstlickseigentiimer, der zur Benutzung der Wasserversorgungseinrich-
tung nicht verpflichtet ist, den Wasserbezug aus der offentlichen Wasserversorgung
vollstandig einstellen, so hat er das mindestens eine Woche vor dem Ende des Was-
serbezugs schriftlich dem Zweckverband zu melden.

Will ein zum Anschluss oder zur Benutzung Verpflichteter den Wasserbezug einstel-
len, hat er beim Zweckverband Befreiung nach 8§ 6 zu beantragen.

§ 23 Einstellung der Wasserlieferung

Der Zweckverband ist berechtigt, die Wasserlieferung ganz oder teilweise fristlos ein-
zustellen, wenn der Grundstlickseigentimer oder Benutzer dieser Satzung oder sons-
tigen die Wasserversorgung betreffenden Anordnungen zuwiderhandelt und die Ein-
stellung erforderlich ist, um

1. eine unmittelbare Gefahr fur die Sicherheit von Personen oder Anlagen abzuwen-
den,



Ausgabe 48 Amtsblatt LANDRATSAMT f@?‘t
13.12.2006 Seite 621 ERDING &

(2)

3)

2. den Verbrauch von Wasser unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbringung
der Messeinrichtungen zu verhindern, oder

3. zu gewahrleisten, dass Storungen anderer Abnehmer, stérende Ruckwirkungen auf
Einrichtungen des Zweckverbandes oder Dritter oder Rickwirkungen auf die Gite
des Trinkwassers ausgeschlossen sind.

Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei Nichterfiillung einer Zahlungsver-
pflichtung trotz Mahnung, ist der Zweckverband berechtigt, die Versorgung zwei Wo-
chen nach Androhung einzustellen. Dies gilt nicht, wenn die Folgen der Einstellung
aulRer Verhaltnis zur Schwere der Zuwiderhandlung stehen und hinreichende Aussicht
besteht, dass der Grundstiickseigentimer seinen Verpflichtungen nachkommt. Der
Zweckverband kann mit der Mahnung zugleich die Einstellung der Versorgung andro-
hen.

Der Zweckverband hat die Versorgung unverziglich wieder aufzunehmen, sobald die
Grunde fur die Einstellung entfallen sind.

§ 24 Ordnungswidrigkeiten

Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 der Gemeindeordnung fur den Freistaat Bayern kann mit Geld-
bul3e belegt werden, wer

1)
(2)

(1)
(@)

1. den Vorschriften Gber den Anschluss- und Benutzungszwang (8 5) zuwiderhandelt,

2.eine derin 89 Abs. 5, 8 11 Abs. 1, 8 13 Abs. 2 und 8§ 22 Abs. 1 und 2 festgelegten
Melde-, Auskunfts- oder Vorlagepflichten verletzt.

3. entgegen 8 11 Abs. 3 vor Zustimmung des Zweckverbandes mit den Installationsar-
beiten beginnt,

4. gegen die vom Zweckverband nach § 15 Abs. 3 Satz 3 angeordneten
Verbrauchseinschrankungen oder Verbrauchsverbote verstoft.

§ 25 Anordnungen fur den Einzelfall, Zwangsmittel

Der Zweckverband kann zur Erfillung der nach dieser Satzung bestehenden Ver-
pflichtungen Anordnungen fur den Einzelfall erlassen.

Fur die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen Handlungen, eines Dul-
dens oder Unterlassens gelten die Vorschriften des Bayerischen Verwaltungszustel-
lungs- und Vollstreckungsgesetzes.

8 26 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Wasserabgabesatzung vom 16.12.2003, aul3er Kratft.

Wartenberg, 24.11.2006

Zweckverband zur Wasserversorgung der Berglerner Gruppe
gez.

Rudolf Weil3

Verbandsvorsitzender
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Entschadigungssatzung fur ehrenamtliche Tatigkeit im
Zweckverband zur Wasserversorgung der Berglerner Gruppe

Der Zweckverband zur Wasserversorgung der Berglerner Gruppe (im folgenden kurz
.Zweckverband“ genannt) erlasst auf Grund der Artikel 26 und Art. 30 des Gesetzes Uber
die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) und den Art. 20a, Art. 23 und 32 der Ge-
meindeordnung fur den Freistaat Bayern (GO) folgende

Entschadigungssatzung:

8 1 Ehrenamtliche Tatigkeit; Entschadigung

(1) Die Mitglieder der Verbandsversammlung sind ehrenamtlich tatig. Ihre Tatigkeit er-
streckt sich auf die Mitwirkung bei den Beratungen und Entscheidungen der Ver-
bandsversammlung.

(2) Die Mitglieder der Verbandsversammlung erhalten fur ihre Tatigkeit als Entschadi-
gung ein Sitzungsgeld fur die notwendige Teilnahme an Sitzungen der Verbands-
versammlung in Hohe von 20,-- Euro je Sitzung. Satz 1 gilt nicht fur Mitglieder, die
Kraft ihres Amtes der Verbandsversammlung angehdren; sie erhalten nur Ersatz ih-
rer nachgewiesenen Auslagen (Art. 30 Abs. 2 KommZG).

(3) Die Mitglieder der Verbandsversammlung haben ferner Anspruch auf Ersatz ihrer
Auslagen; sie erhalten fir auswartige Tatigkeiten Reisekosten und Tagegelder wie
sie im Bayerischen Reisekostengesetz flir Beamte ab Besoldungsgruppe A8 vorge-
sehen sind.

8§ 2 Entschéadigung des Verbandsvorsitzenden und der Stellvertreter

(1) Der Verbandsvorsitzende erhalt fur seine Tatigkeit als Vorsitzender eine monatliche
Aufwandsentschéadigung in Héhe von 783,43 Euro.

(2) Die Stellvertreter des Verbandsvorsitzenden erhalten eine monatliche Aufwands-
entschadigung in Hohe von 76,09 Euro. Im Krankheitsfalle des 1. Vorsitzenden er-
halt er nach einem Monat dessen Beziige.

8§ 3 In-Kraft-Treten
Diese Entschadigungssatzung tritt zum 01.01.2007 in Kratft.

Wartenberg, 24.11.2006

Zweckverband zur Wasserversorgung der Berglerner Gruppe
gez.

Rudolf Weil3

Verbandsvorsitzender
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Beitrags- und Gebiihrensatzung

zur Entwésserungssatzung des
Abwasserzweckverbandes Erdinger Moos

Aufgrund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes erldsst der Abwasser-
zweckverband Erdinger Moos folgende Beitrags- und Geblihrensatzung zur Entwés-
serungssatzung:

§1
Beitragserhebung

Der Abwasserzweckverband erhebt zur Deckung seines Aufwandes fiir die Herstellung
der Entwasserungseinrichtungen im Verbandsgebiet einen Beitrag.

§2
Beitragstatbestand

Der Beitrag wird fiir bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte oder gewerblich
nutzbare sowie fiir solche Grundstiicke und befestigte Flachen erhoben, auf denen
Abwasser anfallt, wenn

1. fiir sie nach § 4 EWS ein Recht zum Anschluss an die Entwasserungseinrichtung
besteht oder

2. sie an die Entwasserungseinrichtung tatsachlich angeschlossen sind oder

3. sie aufgrund einer Sondervereinbarung nach § 7 EWS an die Entwéasserungs-
einrichtung angeschlossen werden.

§3

Entstehen der Beitragsschuld
(1) Die Beitragsschuld entsteht im Falle des

1. §2 Nr.1 sobald das Grundstick an die Entwasserungseinrichtung ange-
schlossen werden kann,

2. §2 Nr.2 sobald das Grundstick an die Entw&sserungseinrichtung ange-
schlossen ist,

3. § 2 Nr. 3 mit Abschluss der Sondervereinbarung.

Wenn der in Satz 1 genannte Zeitpunkt vor dem In-Kraft-Treten dieser Satzung liegt,
entsteht die Beitragsschuld erst mit In-Kraft-Treten dieser Satzung.

(2) Wird eine Veranderung der Flache, der Bebauung oder der Nutzung des Grund-
stickes vorgenommen, die beitragsrechtliche Auswirkungen hat, entsteht die Bei-
tragsschuld mit dem Abschluss der MaRnahme.

§4
Beitragsschuldner

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld Eigentimer
des Grundstiickes oder Erbbauberechtigter ist.
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§5
Beitragsmafstab
(1) Der Beitrag wird im Systembereich A, B1 und C nach der Grundstiicksflache und
der Geschossflache der vorhandenen Geb&ude berechnet. Der Beitrag im System-
bereich B2 wird nach der Geschossflache der vorhandenen Gebaude errechnet.

(2) Die beitragspflichtige Grundstiicksflache wird bei Grundstiicken in unbeplanten
Gebieten von mindestens 2.500 m? Flache (ilbergroRe Grundstiicke) auf das 3-fache
der beitragspflichtigen Geschossflache, mindestens jedoch 2.500 m? begrenzt.

(3) Die Geschossflache ist nach den AuRenmaRen der Geb&ude in allen Geschossen
zu ermitteln. Keller werden mit der vollen Geschossflache herangezogen. Dach-
geschosse werden nur herangezogen, soweit sie ausgebaut sind; als Geschossflache
fur das ausgebaute Dachgeschoss werden 66,67 v.H. der Geschossfliche des
darunterliegenden Geschosses angesetzt. Bei nur teilweisem Ausbau des Dach-
geschosses erfolgt die Berechnung nur anteilmaRig.

Gebaude oder selbstandige Gebaudeteile, die nach der Art ihrer Nutzung keinen
Bedarf nach Anschluss an die Schmutzwasserableitung auslésen oder an die
Schmutzwasserableitung nicht angeschlossen werden diirfen, werden nicht zum Bei-
trag herangezogen; das gilt nicht fur Gebdude oder Gebaudeteile, die tatsachlich eine
Schmutzwasserableitung haben.

Balkone, Loggien und Terrassen bleiben auBer Ansatz, wenn und soweit sie liber die
Gebaudefluchtlinie hinausragen.

(4) Bei Grundstiicken, fir die eine gewerbliche Nutzung ohne Bebauung zulassig ist,
sind als Geschossflache 25 von Hundert der Grundstiicksflache in Ansatz zu bringen;
das gleiche gilt, wenn auf einem Grundstiick die zuldssige Bebauung im Verhaltnis zur
gewerblichen Nutzung nur untergeordnete Bedeutung hat.

(5) Bei sonstigen unbebauten Grundstiicken ist die anzusetzende Geschossfléche
nach der in der naheren Umgebung vorhandenen Bebauung zu ermitteln; anzusetzen
ist das durchschnittliche MaR der tatsachlichen baulichen Ausnutzung der Grundstiicke
in der naheren Umgebung. Fehlt es an einer heranziehbaren Bebauung, so ist ein
Viertel der Grundstiicksflache als Geschossflache anzusetzen.

(6) Wird ein Grundstiick vergréRert und wurden fir diese Flachen noch keine Beitrage
geleistet, so entsteht die Beitragspflicht auch hierfiir. Gleiches gilt im Falle der Bebau-
ung eines unbebauten Grundstiickes und im Falle der GeschossflachenvergréRerung
fur die neu oder zusatzlich geschaffenen Geschossflaichen. Gleiches gilt fur alle
sonstigen Veranderungen, die nach Absatz 2 und 3 fiir die Beitragsbemessung von
Bedeutung sind.

(7) Wird ein unbebautes Grundstiick, fiir das ein Beitrag nach Abs. 4 oder 5 festgesetzt
worden ist, spater bebaut, so wird der Beitrag nach Absatz 1 neu berechnet. Dem so
ermittelten Betrag ist der Betrag gegenuberzustellen, der sich im Zeitpunkt des
Entstehens der neu zu berechnenden Beitragsschuld (§ 3 Abs. 2) bei Ansatz der nach
Absatz 4 oder5 beriicksichtigten Geschossflache ergeben wirde. Der Unter-
schiedsbeitrag ist nachzuentrichten.

Ergibt die Gegeniiberstellung eine Uberzahlung, so ist fur die Berechnung des Erstat-
tungsbetrages auf den Beitragssatz abzustellen, nach dem der urspriingliche Beitrag
entrichtet wurde. Der Erstattungsbetrag ist vom Zeitpunkt der Entrichtung des
urspriinglichen Beitrages an nach § 238 AO zu verzinsen.
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§6
Beitragssatz

Der Beitrag betragt
im Systembereich A, B1 und C

fur Grundstiicke, fiur die vor dem 01.01.1996 ein
Grundstiicksanschluss hergestellt wurde

je Quadratmeter Grundstiicksflache 1,80 Euro
je Quadratmeter Geschossflache 13,30 Euro

fur Grundstticke, fiir die vor dem 01.01.1996 kein
Grundstiicksanschluss hergestellt wurde

je Quadratmeter Grundstiicksflache 2,10 Euro
je Quadratmeter Geschossflache 14,90 Euro

fur Grundstiicke, fir die ab dem 01.01.2007 ein
Grundstucksanschluss hergestellt wurde

je Quadratmeter Grundstiicksfléche 2,65 Euro
je Quadratmeter Geschossflache 17,60 Euro

im Systembereich B2

fur Grundstiicke, fur die vor dem 01.01.1996 ein
Grundstiicksanschluss hergestellt wurde
je Quadratmeter Geschossflache 13,30 Euro

fur Grundstiicke, fir die vor dem 01.01.1996 kein
Grundstiicksanschluss hergestellt wurde
je Quadratmeter Geschossflache 15,30 Euro

fur Grundstlicke, fiir die ab dem 01.01.2007 ein
Grundstticksanschluss hergestellt wurde
je Quadratmeter Geschossflache 18,55 Euro

Soweit im Systembereich A, B1und C eine Versickerung oder anderweitige
Beseitigung des gesamten Niederschlagwassers ordnungsgemal mdéglich ist, entfallt
der Beitrag fur die Grundstticksflache.

§7
Falligkeit
Der Beitrag wird einen Monat nach Zustellung des Beitragsbescheides zur Zahlung
fallig.
§7a

Beitragsablésung

Der Beitrag kann vor dem Entstehen der Beitragspflicht abgelést werden.
Der Ablosungsbetrag richtet sich nach der voraussichtlichen Héhe des Beitrages.
Ein Rechtsanspruch auf Abl6sung besteht nicht.
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§8
Erstattung der Kosten fiir Grundstiicksanschliisse

(1) Die Kosten fiir Grundstiicksanschliisse sind, soweit diese nicht nach § 1 Abs. 3
EWS Bestandteil der Entw&sserungseinrichtung sind, in der jeweils tatséchlich
entstandenen Hohe zu erstatten.

(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit Abschluss der jeweiligen MaRnahme.
Schuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens des Erstattungsanspruchs Eigentiimer
des Grundstickes oder Erbbauberechtigter ist.

§9

Gebiihrenerhebung

Der Abwasserzweckverband erhebt fiir die Benutzung der Entwéasserungseinrichtung
Schmutzwasser- und Niederschlagswassergebiihren.

§10
Schmutzwassergebiihren

(1) Die Schmutzwassergebihr wird nach MaRgabe der nachfolgenden Absatze nach
der Menge des Schmutzwassers berechnet, die der Entwésserungseinrichtung von
den angeschlossenen Grundstiicken zugefiihrt wird.

Die Schmutzwassergebihr betragt pro Kubikmeter 1,05 Euro.

(2) Als  Schmutzwassermenge gelten die dem  Grundstick aus der
Wasserversorgungseinrichtung und aus der Eigengewinnungsanlage (z.B. Zisternen)
zugefiihrte Wassermenge abziiglich der nachweislich auf dem Grundstiick
verbrauchten oder zuriickgehaltenen Wassermengen, soweit der Abzug nicht nach
Abs. 3 ausgeschlossen ist. Als dem Grundstiick aus der Eigengewinnungsanlage
zugefihrte Wassermenge werden pauschal 15 Kubikmeter je Jahr und Einwohner
angesetzt. Es steht dem Gebuhrenpflichtigen frei, den Nachweis eines niedrigeren
Wasserverbrauches zu filhren. Der Nachweis der verbrauchten und der
zurlickgehaltenen Wassermengen obliegt dem Gebiihrenpflichtigen. Der Nachweis ist
spatestens innerhalb von drei Monaten nach Ablauf jedes Berechnungsjahres zu
erbringen.

Bei landwirtschaftlichen Betrieben mit GroRviehhaltung gilt fiir jedes Stiick GroRvieh
eine Wassermenge von 20 Kubikmeter je Jahr als nachgewiesen. MaRgebend ist die
im Vorjahr durchschnittlich gehaltene Viehzahl. Mit Einwilligung des Viehhalters kann
auf das Ergebnis der letzten allgemeinen Viehzahlung nach dem Viehzahlungsgesetz
zurckgegriffen werden, sofern nicht nachgewiesen wird, dass es von der im Vorjahr
durchschnittlich gehaltenen Viehzahl abweicht. Die Viehzéhlung darf nicht langer als
zwei Jahre vor der jeweiligen Abrechnung (§ 15) stattgefunden haben. Die
Wassermenge wird durch Wasserzahler ermittelt. Sie sind von der Gemeinde zu
schéatzen, wenn

1. ein Wasserzéahler nicht vorhanden ist, oder
2. der Zutritt zum Wasserzahler oder dessen Ablesung nicht ermoglicht wird, oder

3. sich konkrete Anhaltspunkte dafiir ergeben, dass der Wasserzahler den wirklichen
Wasserverbrauch nicht angibt.

Bei Einleitern mit einem jahrlichen Wasserverbrauch von tiber 20.000 Kubikmetern, die
auf dem Grundstiick Wassermengen verbrauchen oder zuriickhalten, wird die durch
eine eigene Uberwachungseinrichtung gemessene Abwassermenge herangezogen.
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(3) Vom Abzug nach Absatz 2 sind ausgeschlossen:
a) Wassermengen bis zu 6 Kubikmeter j&hrlich
b) das hauswirtschaftlich genutzte Wasser

c)in landwirtschaftlichen Betrieben der Anteil der durch GroRvieheinheiten
nachgewiesenen Abzugsmenge, der unter der Mindestmenge von 35 m* pro Person
und Jahr verbleibt. MaRBgebend fiir das laufende Berechnungsjahr ist der mit Haupt-
und Nebenwohnsitz auf dem Grundstiick gemeldete Personenstand vom 3. Dezember

d) das zur Speisung von Heizungsanlagen verbrauchte Wasser.

§ 11

Niederschlagswassergebiihr

(1) Die Niederschlagswassergebihr bemisst sich nach der bebauten, tberbauten,
befestigten, vollversiegelten oder teilversiegelten Grundstiicksflache, von der
Niederschlagswasser unmittelbar oder mittelbar in die Entwasserungseinrichtung
abflieRen kann (angeschlossene Grundstiicksflache).

— Die Niederschlagswassergebiihr betragt 0,67 Euro pro Jahr je Quadratmeter
angesetzte Grundstiicksflache.

(2) Als angeschlossen gelten solche Grundstiicksflachen, von denen das
Niederschlagswasser

a) uber einen auf dem Grundstiick befindlichen Anschluss direkt (unmittelbarer
Anschluss) oder

b) tiber einen auf dem Grundstiick befindlichen Anschluss unter Benutzung einer im
fremden Eigentum stehenden Abwasserleitung (mittelbarer Anschluss) oder

c) oberirdisch aufgrund eines Gefélles Uber befestigte Flachen des betreffenden
Grundstiicks und/oder von Nachbargrundstiicken — insbesondere Strallen, Wegen,
Stellplatzen, Garagenvorhéfen — (tatsachlicher Anschluss) in  die offentliche
Entwasserungseinrichtung gelangen kann.

(3) Als bebaute oder tiberbaute Grundstiicksflachen gelten die Grundflachen der auf
dem Grundstick befindlichen Gebaude im Sinne von Art. 2 Abs. 2 der Bayerischen
Bauordnung (z.B. Wohn- und Geschéftshauser, Fabriken, Lagerhallen, Werkstéatten,
Garagen) sowie die durch Dachiiberstande, Vordacher und sonstige Uberdachungen
tiberbauten Flachen.

(4) Als befestigte oder vollversiegelte Flachen gelten alle Flachen, die durch
menschliches Einwirken so verdichtet sind, dass die natiirliche Versickerungsfahigkeit
des Bodens nicht nur unterheblich verandert wurde. Dies gilt insbesondere flr die auf
dem Grundstiick geteerten, betonierten, asphaltierten, gepflasterten, gefliesten,
plattieten oder mit anderen wasserundurchlassigen Materialien befestigten Flachen,
soweit sie nicht bereits in den Flachen nach Abs. 3 enthalten sind.

(5) Als teilversiegelte Flachen gelten die begriinten Dachflachen und die auf
versickerungsfahigem Untergrund vorhandenen verlegten Pflaster- oder Plattenbelage
mit offenen Fugen, die 10 mm oder gréRer sind. Dazu gehoéren auch wassergebundene
Flachen (z.B. Kies- und Schotterflachen), die wasserdurchlassig sind.

(6) Die Flachen nach den Absatzen3 bis5 werden bei der Festsetzung der
Niederschlagswassergeblihr wie folgt angesetzt:

a) Flachen im Sinne der Abs. 3 und 4 mit 100 v.H.
b) Flachen im Sinne des Abs. 5 mit 50 v.H.
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(7) Fur die Zisternen mit einem Mindestinhalt von zwei Kubikmeter, die einen Uberlauf
in die Entwasserungseinrichtung haben, wird fiir jeden vollen Kubikmeter, der den
Mindestinhalt von zwei Kubikmeter tberschreitet, 10 Quadratmeter der bebauten,
uberbauten, befestigten, vollversiegelten oder teilversiegelten Grundstiicksflache
abgezogen.

(8) Die nach dem Absatzen 1 bis 7 malgebliche Flache wird grundséatzlich im Wege
der Selbstveranlagung von den Gebiihrenpflichtigen ermittelt.

Der Abwasserzweckverband berechnet fir alle Grundstiicke, die vor dem 1. Mai 2005
bebaut oder befestigt waren, die Fladchen nach den Absétzen 3 bis5 mittels
Auswertung der Luftbefliegung. Der Gebiihrenpflichtige hat im Rahmen der
Selbstauskunft dem Abwasserzweckverband mitzuteilen, ob Niederschlagswasser von
den bebauten und befestigten Flachen in die 6ffentliche Entwasserungseinrichtung
eingeleitet werden.

Der Gebihrenpflichtige hat fir alle nach dem 1. Mai2005 vorgenommenen
Bebauungen, Befestigungen und sonstigen Veranderungen der voll versiegelten und
teilversiegelten Flachen dem Abwasserzweckverband einen Nachweis der bebauten,
Uberbauten, befestigten vollversiegelten oder fteilversiegelten Grundstiicksflache
vorzulegen. Der Nachweis ist dadurch zu filhren, dass der GebUhrenpflichtige anhand
malstabsgerechter  Planunterlagen die einzelnen Flachen, von denen
Niederschlagswasser eingeleitet wird, unter Angabe ihrer GréRRe genau bezeichnet.

Kommt der Gebuhrenpflichtige seinen Pflichten nach Abs. 8 nicht nach, wird bis zur
endgliltigen Feststellung der entwasserten Flachen die gesamte Grundstiicksflache als
Bemessungsgrundlage angesetzt.

Entsteht die Geblihrenpflicht erst im Laufe des Kalenderjahres, so wird fir jedes volle
Quartal ein Viertel der Jahresgebihr berechnet. Diese gilt auch fiir jede Veré&nderung
der fur die Niederschlagswassergebiihr mafigebenden Grundstiicksflache.

Die Beauftragten des Abwasserzweckverbandes kénnen die anschlussfahigen und
angeschlossenen Grundstiicke zur Uberpriifung der Grundstiicksflachen, von denen
Niederschlagswasser eingeleitet wird, betreten.

§12
Starkverschmutzerzuschlag

(1) Fur Schmutzwasser aus Betrieben, das starker verschmutzt ist als das normale
hausliche Schmutzwasser, wird zur Einleitungsgebthr (§ 10 Abs. 1) ein Zuschlag
erhoben.

(2) Voraussetzung fir die Festsetzung des Zuschlags ist,

dass das eingeleitete Schmutzwasser einen biologischen Sauerstoffbedarf in 5 Tagen
(BSBs5) von Giber 660 mg/l oder

einen chemischen Sauerstoffbedarf (CSB) von tiber 1200 mg/l oder
einen Kjeldahl-Stickstoff von tber 85 mg/l aufweist

(3) Der Zuschlag in Euro/m?® errechnet sich nach folgender Formel:
Starkverschmutzerzuschlag =

gemessener Gemessener gemessener Kjeldahl-
« [(0 77 x BSBS - 660 )+(0,09 X CSB =200 ) & (0'14 X stickstoff — 85
’ 660 1200 85

)] x0,5
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Ist einer der drei Summanden im Klammerausdruck der Formel negativ, so wird er bei
der Berechnung des Zuschlags nicht beriicksichtigt. Der so errechnete Zuschlag wird
auf volle Cents abgerundet.

(4) Bei der Berechnung wird die Konzentration an BSBg, CSB und Kjeldahl-Stickstoff

zugrunde gelegt. Zur Ermittlung des Starkverschmutzerzuschlages werden vom
Abwasserzweckverband auf Kosten des Gebilihrenschuldners bis zu sechs Stich-
proben im Jahr entnommen. Maligebend flir die Héhe des Zuschlages ist der Durch-
schnittswert der mengen- und zeitproportionalen 24-Stunden-Mischprobemessungen
der Schmutzwasserkonzentration die an unterschiedlichen Arbeitstagen eines
Produktionsjahres entnommen werden. Kann aus technischen Griinden die Messung
mit mengenproportionalen Tagesmischproben nicht durchgefiihrt werden, sind
wahrend des Abwassereinleitungszeitraumes Stichproben zu nehmen.

Andert sich das Produktionsniveau eines Betriebes, so kann dies bei den Messungen
des Gebuhrenzuschlages berlicksichtigt werden, wenn der Geblhrenschuldner die
Anderung des Produktionsniveaus mindestens 14 Tage vorher anzeigt.

§ 13
Entstehen der Gebiihrenschuld

Die Schmutzwassergebtihr entsteht mit jeder Einleitung von Schmutzwasser in die
Entwésserungseinrichtung. Die Niederschlagswassergebiihr entsteht mit jeder
Einleitung von Niederschlagswasser in die Entwésserungseinrichtung.

§ 14
Gebiihrenschuldner

Gebuhrenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Gebiihrenschuld Eigen-
tiimer des Grundstiickes oder ahnlich zur Nutzung des Grundstiickes dinglich berech-
tigt ist. Gebuhrenschuldner ist auch der Inhaber eines auf dem Grundstiick befindlichen
Betriebes. Mehrere Gebiihrenschuldner sind Gesamtschuldner.

§15a
Abrechnung, Falligkeit, Vorauszahlung der Schmutzwassergebiihr

(1) Die Einleitung des Schmutzwassers wird jahrlich abgerechnet. Bei Einleitern nach
§ 10 Abs.2 Unterabsatz 3 wird der Verbrauch monatlich abgerechnet. Die
Einleitungsgebiihr wird einen Monat nach Zustellung des Gebuhrenbescheides zur
Zahlung fallig.

(2) Auf die Gebuhrenschuld sind am 31.3. und 30.9. jedes Jahres Vorauszahlungen in
Hohe der Halfte der Jahresabrechnung des Vorjahres zu leisten.

(3) Soweit eine Verbandsmitgliedsgemeinde oder ein fir diese Gemeinde zustandiger
Wasserzweckverband im Auftrag des Abwasserzweckverbandes die Gebihrenfest-
setzung und den Gebulhreneinzug vornimmt, gelten die in der jeweiligen Wasser-
abgabesatzung festgelegten Bestimmungen tber die Vorauszahlung.

(4) Fehlt eine solche Vorjahresabrechnung, so setzt der Abwasserzweckverband die
Hohe der Vorauszahlungen unter Schatzung der Jahresgesamteinleitung fest.

§15b
Abrechnung und Falligkeit der Niederschlagswassergebiihr

(1) Die Einleitung des Niederschlagswassers wird jahrlich abgerechnet.

(2) Die Gebuhrenschuld wird am 15.2., 15.5., 15.9. und 15.11. jedes Jahres in Hohe
eines Viertels der Jahresabrechnung zur Zahlung fallig.



Ausgabe 48 Amtsblatt LANDRATSAMT ?
13.12.2006 Seite 631 FrboING &

§16
Pflichten der Beitrags- und Gebiihrenschuldner
Die Beitrags- und Gebiihrenschuldner sind verpflichtet, dem Abwasserzweckverband
fur die Héhe der Schuld maligebliche Veranderungen unverziiglich zu melden und

tiber den Umfang dieser Veranderungen - auf Verlangen auch unter Vorlage entspre-
chender Unterlagen - Auskunft zu erteilen.

§ 17
In-Kraft-Treten
Diese Satzung tritt am 01.01.2007 in Kraft.
Abweichend davon tritt § 10 Abs. 3 Buchstabe a erst zum 01.01.2009 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Satzung vom 12.12.2001 und die Anderungssatzung vom
29.04.2005 auler Kraft.

: § 18
Ubergangsregelung zu § 5 Abs. 5

1. Die im zeitlichen Anwendungsbereich der friheren Satzungen erfillten Tat-
bestdande oder Teiltatbestdnde gelten beitragsrechtlich als abgeschlossen.
Diese Ubergangsregelung beschrénkt sich nur auf bereits bestandskraftig abge-
schlossene Altfalle.

2. Wird bei unbebauten Grundstiicken, bei denen die Beitragspflicht vor dem in Kraft
treten dieser Satzung entstanden ist, die Geschossflache vergréfiert, so entsteht
die Beitragspflicht nach MaRgabe dieser Satzung mit dem Abschluss der
jeweiligen MalRnahme.

Erding, den 5. Dezember 2006

Abwasserzweckverband
Erdinger Moos

Herbert Knur
Verbandsvorsitzender
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Termine

Abfuhrbezirke und Abfuhrtermine der ,Gelben Sacke” im Landkreis Erding fur das
zweite Halbjahr 2006

Abfuhr- | Bemerkung Abfuhrtermine
gebiet

Berglern 03.07 |31.07 |28.08 |[25.09 |23.10 20.11 18.12
Bockhorn 19.07 |17.08 |13.09 |11.10 |08.11 06.12
Buch am 17.07 114.08 |11.09 |09.10 |06.11 04.12
Buchrain
Dorfen Stadt Grenze 10.07 [07.08 |04.09 [02.10 |30.10 27.11 23.12
(Aussenbe- B 15
reich West)
Dorfen Stadt * | Grenze 11.07 |08.08 |05.09 [04.10 |31.10 28.11 27.12
(Aussenbe- B 15
reich Ost)
Dorfen Stadt — | Grenze 12.07 [{09.08 |06.09 |05.10 |02.11 29.11 |28.12
Ost ** B 15
Dorfen Stadt - | Grenze 13.07 |110.08 |07.09 |06.10 |03.11 30.11 29.12
West B 15
Eitting 07.07 |04.08 |01.09 [29.09 |27.10 24.11 22.12
Erding Stadt Gleicher Tag 17.07 [14.08 |11.09 |09.10 |06.11 04.12

wie Restabfalltonnen
Erding Stadt Gleicher Tag 18.07 |{16.08 |12.09 |10.10 |07.11 05.12

wie Restabfalltonnen
Erding Stadt Gleicher Tag 19.07 [17.08 |13.09 |11.10 |08.11 06.12

wie Restabfalltonnen
Erding Stadt Gleicher Tag 20.07 [18.08 |14.09 [12.10 |09.11 07.12

wie Restabfalltonnen
Erding Stadt Gleicher Tag 21.07 {19.08 |15.09 (13.10 |10.11 08.12

wie Restabfalltonnen
Erding Stadt Nur dort Abholung, wo | 24.07 |21.08 |18.09 [16.10 |13.11 |11.12

1,1 m3Behalter fur

Restabfall stehen
Finsing 28.07 [25.08 |22.09 [20.10 |17.11 |15.12
Forstern 05.07 |02.08 |30.08 [27.09 |25.10 |22.11 20.12
Fraunberg 05.07 |02.08 |30.08 [27.09 |25.10 |22.11 20.12
Hohenpolding 18.07 116.08 |12.09 |10.10 |07.11 |05.12
Inning am 18.07 |16.08 | 12.09 |10.10 (07.11 |05.12
Holz
Isen 04.07 |01.08 |29.08 [26.09 |24.10 |21.11 19.12
Kirchberg 06.07 |03.08 |31.08 [28.09 |26.10 |23.11 21.12
Langenprei- 03.07 |31.07 |28.08 [25.09 |23.10. |20.11 18.12
sing
Lengdorf 14.07 111.08 |08.09 |07.10 |04.11 |01.12 30.12
Moosinning 26.07 |23.08 |20.09 [18.10 |15.11 |13.12
Neuching 27.07 |24.08 |121.09 [19.10 |16.11 |14.12
Oberding 25.07 |22.08|19.09 |17.10 (14.11 |12.12
Ottenhofen 27.07 |24.08|21.09 |19.10 |16.11 |14.12
Pastetten 20.07 |18.08|14.09 |12.10 |(09.11 |07.12
Sankt Wolf- 03.07 [31.07 |28.08 [25.09 |23.10 |20.11 18.12
gang
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Steinkirchen 06.07 |03.0831.08 |28.09 |26.10 |23.11 21.12
Taufkirchen 06.07 |{03.08 (31.08 [28.09 |26.10 |23.11 21.12
(Ort)

Taufkirchen Grenze 07.07 |04.08 {01.09 [29.09 |27.10 |24.11 22.12
(Aussenbe- B 15

reich Ost)

Taufkirchen Grenze 10.07 |07.08 |04.09 |02.10 [30.10 |27.11 23.12
(Aussenbe- B 15

reich West)

Walpertskir- 17.07 |14.08 |11.09 |09.10 |(06.11 |04.12

chen

Wartenberg 04.07 |01.08 29.08 |26.09 |24.10 |21.11 19.12
Worth 20.07 [18.08114.09 |12.10 |09.11 |07.12

*

Die Bereitstellung der Gelben Séacke ist flir den gesamten Aussenbereich

Dorfen-Ost an diesem Termin (Tiefenbach, Eibach, Hausmehring, usw.).

** An diesem Termin erfolgt auch noch die Abholung der Gelben Sacke fir den

Aussenbereich Dorfen-Ost, die am Vortag nicht ,geschafft* wurde.
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Beratung fur hor- und sprachauffallige Kinder im Gesundheitsamt Erding

Seit Jahren finden in regelmaRigen Abstdnden im Gesundheitsamt Erding padoaudiologi-
sche Sprechstunden statt. Die Beratung wird von einer Horgeschadigtenpadagogin von
der Padagogisch- Audiologischen Beratungsstelle in Minchen durchgefihrt.

Dabei geht es in erster Linie um Abklarung von Hoér- und Sprachauffalligkeiten, die zu
Lernproblemen fiihren kénnen.

Ziel der Beratung ist einmal, zu prufen und naher abzuklaren, ob Behandlungsmaf3nah-
men, also eine Uberweisung an den HNO-Arzt zur Einleitung einer Therapie notwendig
sind.

Zum anderen ist sie aber auch eine gezielte heil- und sonderpadagogische Beratung, ins-
besondere zu Fragen der schulischen Eingliederung. Die Friuherfassung des hdrgestorten
Kindes ist das entscheidende diagnostische und therapeutische Prinzip der Beratung.

Leichte Horstérungen werden nicht selten erst im Kindergartenalter erkannt.

Wenn ein Kind allerdings nicht richtig hort, lernt es auch nicht richtig sprechen; die geistige
und soziale Entwicklung ist dadurch ebenfalls eingeschrankt. Daher unsere Bitte, ,achten
Sie auf hor- und sprachauffallige Kinder”. Machen Sie gegebenenfalls die Eltern auf unse-
re Sprechtage zur Abklarung des Problems aufmerksam.

An folgenden Tagen gibt es fur das Schuljahr 2006/2007 die Beratung fir hér- und
sprachauffallige Kinder im Gesundheitsamt Erding:

Mittwoch, den 17.01.2007
14.02.2007
21.03.2007
02.05.2007
27.06.2007
25.07.2007

Weitere Informationen gibt es bei der padagogisch-audiologischen Beratungsstelle Min-
chen, Telefon 089/741 322 38 oder beim Gesundheitsamt Erding, Telefon 08122/58-1430.
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Rat und Hilfe

Informationen Uber das Jugendamt und die Erziehungsberatungsstelle des Land-
kreises Erding gibt es auch im Internet:

http://www.jugendamt-erding.de
http://www.erziehungsberatung-erding.de

Ihre Ansprechpartnerin in allen Gleichstellungsfragen
far Frauen und Méanner in Familie, Beruf und Gesellschaft:

Marietta Wolf
Landratsamt Erding

Tel. 08122 / 58-1429, E-Mail: gleichstellung@lra-ed.de

Staatlich anerkannte Beratungsstelle fur
Schwangerschaftsfragen

http://www.schwanger-in-erding.de
E-Mail: schwanger@lra-ed.de

e Beratung in allen die Schwangerschaft betreffenden
psychosozialen Fragen
e Schwangerschaftskonfliktberatung nach StGB § 219

Landratsamt Erding Bajuwarenstr. 3
Abt. 5 — Gesundheitsamt 85435 Erding
Tel. 08122/58-1430

Termine nach Vereinbarung

Rat und Hilfe fur Frauen in Not
Tel. 08081/1738
Die Mitarbeiterinnen des Frauenhauses

sind rund um die Uhr erreichbar.
Anrufe werden streng vertraulich behandelt.



http://www.jugendamt-erding.de/
http://www.erziehungsberatung-erding.de/
mailto:gleichstellung@lra-ed.de
http://www.schwanger-in-erding.de/
mailto:schwanger@lra-ed.de
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Freitags, aul3er Feiertage, von 10.00 Uhr bis 16.00 Uhr,
Mérz bis Dezember,
am Dorfplatz in Moosen.
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Bauernhausmuseum
des Landkreises Erding
Taufkirchener Stral3e 24

85435 Erding

Ganzjahrig
jeden Freitag Bauernmarkt von 14 — 18 Uhr

Martin Bayerstorfer, Landrat



	Sitzungen des Kreistags und seiner Ausschüsse
	Bekanntmachungen anderer Behörden und Dienststellen
	Termine
	Abfuhr-gebiet
	Bemerkung
	Abfuhrtermine

	Berglern
	Walpertskirchen


	Rat und Hilfe

